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Wir leben in ungewöhnlich problemati-
schen Zeiten. Die Schockwellen, die von
den Entwicklungen auf den globalen Fi-
nanzmärkten ausgehen, haben weltweit
zur schwersten Wirtschaftskrise seit
1929 geführt. Deutschland, das 40%
seiner Wirtschaftsleistung in Außenwirt-
schaftsbeziehungen generiert, ist von
dieser Rezession zwangsläufig beson-
ders stark betroffen. Vor allem die ex-
portorientierten Unternehmen bekom-
men den dramatischen wirtschaftlichen
Abschwung zu spüren. Ihre Auftragsbü-
cher bleiben leer, fest eingeplante Order
werden storniert. Wo vor einem Jahr
Sonderschichten gefahren wurden, ste-
hen seit dem Winter ganze Betriebstei-
le still.
In ihrer Frühjahrsprojektion hat die Bun-
desregierung für 2009 einen Rückgang
des realen Bruttoinlandsprodukts in Hö-
he von – 6,0% im Jahresdurchschnitt 
vorausgesagt. Dazu wurde ein Anstieg
der Arbeitslosigkeit im laufenden Jahr um
etwa 450 000 auf einen jahresdurch-
schnittlichen Stand von rund 3,7 Millio-
nen Personen prognostiziert. Obwohl
derzeit erste Anzeichen auf ein Ende der
wirtschaftlichen Talfahrt hindeuten, gibt
es keinen Grund zur Entwarnung. Vor
uns liegen noch viele schwierige Wochen
und Monate.
In dieser Situation haben wir in Deutsch-
land etwas geschafft, das in dieser Kri-
se weltweit beinahe einzigartig ist: Bei
uns folgt der Arbeitsmarkt nicht unge-
brochen der schlechten wirtschaftlichen
Entwicklung. Obwohl Deutschland ne-
ben Irland in Europa den stärksten Ein-
bruch des Wirtschaftswachstums ver-
kraften musste (– 6,9% im ersten Quar-
tal), weist es bei der Arbeitslosigkeit im
Vorjahresvergleich den niedrigsten Zu-
wachs aller EU-Länder auf (4,6% im Mai
2009).
Ein Blick auf die Zahlen unserer europäi-
schen Nachbarn und der USA macht
deutlich, warum im Ausland vielfach vom
»deutschen Wunder« gesprochen wird: In
Frankreich zum Beispiel lag die Verände-
rung der Arbeitslosigkeit im Mai 2009 ge-
genüber dem Vorjahresmonat bei 23,5%,
in Österreich bei 20,4%, in Spanien bei
83,4% und in den USA bei 70,6% (Euro-
stat-Daten nach ILO-Konzept).
Das zeigt: Es ist uns in Deutschland ge-
lungen, die Folgen der Wirtschaftskrise
auf dem Arbeitsmarkt besser abzufe-
dern als unseren Nachbarn. Das ist aber
kein »Wunder«, wie manche meinen,
sondern zunächst und vor allem auf Ele-
mente und Strukturen unserer Wirt-
schafts- und Sozialordnung zurückzu-
führen, die in vielen anderen Ländern
weniger stark ausgeprägt sind oder so-
gar ganz fehlen. So ist in Deutschland
die Soziale Marktwirtschaft nicht zuletzt
durch den gesetzlichen Kündigungs-
schutz auf Beschäftigungssicherung
ausgerichtet. 
Hervorragend bewährt sich in diesen
Zeiten die Sozialpartnerschaft auch als
starker ökonomischer Faktor. Sie ist der
verlässliche institutionelle Rahmen, der
Wirtschaftsverbänden und Gewerk-
schaften, Unternehmen und Betriebs-
räten die Möglichkeit gibt, Beschäfti-
gung sichernde Vereinbarungen (in-
klusive Arbeitszeitverkürzung, Gehalts-
verzicht etc.) zu treffen, die anderswo
undenkbar sind. Genutzt werden kön-
nen dabei arbeitsmarktpolitische Instru-
mente wie zum Beispiel Langzeitar-
beitskonten und künftig auch die Mit-
arbeiterkapitalbeteiligung, die in ande-
ren Ländern nicht zur Verfügung stehen
und die nun in Europa und in der Welt
mit Interesse zur Kenntnis genommen
werden.
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In einer auf dualer Ausbildung und Facharbeit basierenden
Wirtschaftsstruktur sind die Unternehmen so in der Lage,
die Kosten, die durch Entlassungen entstehen, genauso zu-
verlässig zu kalkulieren wie die Einsparungen, die mit die-
sen Beschäftigung sichernden Vereinbarungen verbunden
sind. Die Erfahrungen der vergangenen Monate haben uns
nun gezeigt, dass nach dem Abwägen beider Kalkulatio-
nen das Pendel in den weitaus meisten zu Gunsten der Be-
schäftigungssicherung ausschlägt. 
Der mit Abstand wichtigste Grund dafür ist die Kurzarbeit.
Sie ist das Herzstück der aktuellen Arbeitsmarktpolitik in
Deutschland, das in Großkonzernen genauso genutzt wird
wie von Handwerkern oder Kreativagenturen. Wir haben die
Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes zunächst auf 18 Mo-
nate ausgeweitet, die Beantragung erleichtert und die För-
derung deutlich attraktiver gestaltet. Es war wichtig, schnell
zu entscheiden und den Unternehmen bereits am Beginn
der wirtschaftlichen Talfahrt ein Instrument an die Hand zu
geben, das ihnen ermöglicht, an ihren Fachkräften fest-
zuhalten.
Viele Unternehmen haben inzwischen verstanden, dass sie
der Fachkräftemangel schon in den kommenden Jahren mit
unerbittlicher Härte treffen wird. Deshalb heißt unsere Devi-
se: »Qualifizieren statt Entlassen«. Deshalb haben wir aus
der Not eine Tugend gemacht und mit dem verbesserten
Kurzarbeitergeld die realistische Chance eröffnet, diese Kri-
se nicht nur zu bewältigen, sondern gestärkt aus ihr her-
vorzugehen.
Unser Angebot ist attraktiv für Unternehmen und Betriebe
aller Größen. Es lautet: Nutzt die Zeit der Kurzarbeit zur Qua-
lifizierung, wir fördern das massiv mit passenden Maßnah-
men für gering qualifizierte Beschäftigte einerseits und qua-
lifizierte Beschäftigte andererseits. Wer qualifiziert, bekommt
vom ersten Tag an die Sozialversicherungsbeiträge für die
ausgefallene Arbeitszeit voll erstattet. Außerdem geben wir
aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds zusätzliches Geld.
Wir haben das Programm zur Förderung der »Weiterbildung
Geringqualifizierter und beschäftigter Älterer in Unterneh-
men« (»WeGebAU«) so erweitert, dass alle davon profitie-
ren können. Mit jeder Weiterbildung haben wir die Chance,
als Volkswirtschaft in dieser Krise klüger und qualifizierter
zu werden. Unsere Programme helfen nicht nur dem und
der Einzelnen, sondern auch dem gesamten Land. Und in-
zwischen nehmen mehrere 10000Beschäftigte an entspre-
chenden Maßnahmen teil.
Die zunächst beschlossenen Erleichterungen beim Kurzar-
beitergeld haben geholfen, mehrere Hunderttausend Arbeits-
plätze zu sichern. Wir haben aber nach wie vor schwierige
Monate am Arbeitsmarkt vor uns. Mit Wirkung zum 1. Juli
2009 habe ich deshalb in Absprache mit den Sozialpartnern
–zusammengefasst im Paket »Kurzarbeitergeld plus« – wei-
tere Verbesserungen beschlossen, die den Unternehmen
und Betrieben zusätzliche Unterstützung geben. Wichtigs-
ter Punkt: Die Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes wurde
noch einmal auf jetzt 24 Monate verlängert. Dazu kommt
unter anderem: Wenn in einem Unternehmen bereits sechs
Monate Kurzarbeit geleistet worden sind, wird der Betrieb
danach für die ausgefallene Arbeitszeit vollständig von den
Beiträgen zur Sozialversicherung entlastet. Bei der Berech-
nung des Sechsmonatszeitraums werden auch Zeiträume
vor Inkrafttreten des »Kurzarbeitergeldes plus« berück-
sichtigt. 
Sicher ist: Das Instrument wirkt. Genaue Zahlen zur Kurzar-
beit liegen allerdings nur mit einer gewissen zeitlichen Ver-
zögerung vor. Im März 2009 haben 36 000 Betriebe mit et-
wa 1,1 Millionen Beschäftigten bei einem durchschnittlichen
Arbeitsausfall von 33% Konjunkturkurzarbeitergeld in An-
spruch genommen. Nach vorläufigen statistischen Ergebnis-
sen der Bundesagentur für Arbeit lag die Zahl der Arbeiter-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, die Kurzarbeitergeld bezie-
hen, im Juni 2009 bei 1,43 Millionen, nach 1,46 Millionen im
Mai und 1,36 Millionen im April. Umgerechnet auf den Ar-
beitsausfall bedeutet dies, dass bis zu 400 000 Beschäftig-
te vor Entlassung bewahrt werden konnten. Beide Zahlen
signalisieren, dass es bislang gerade auch durch den offen-
siven Einsatz von Konjunkturkurzarbeitergeld im Konzert mit
vielen anderen Maßnahmen gelungen ist, die Folgen der Wirt-
schaftskrise für den Arbeitsmarkt abzufedern.
Denn damit keine Missverständnisse auftreten: Selbstver-
ständlich werden die anderen Instrumente der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik weiterhin auf hohem Niveau eingesetzt
und tragen ebenfalls zur Bewältigung der Krise bei. Und
noch einmal gilt es zu betonen: Die massiven Anstren-
gungen, mit der Kurzarbeit gegen die Krise anzukommen,
funktionieren nur, weil wir Mitbestimmung, Tarifautonomie
und Arbeitnehmerrechte in Deutschland haben. Die Sozi-
alpartnerschaft ist die Grundlage. Auch aus ökonomischen
Gründen ist es also sinnvoll, diese Errungenschaften zu
verteidigen.
Kurzarbeit ist kein neues arbeitsmarktpolitisches Instrument.
In ihrem Kern ist sie etwa so alt wie die Arbeitslosenversi-
cherung. Es gibt in etwa zehn Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union Regelungen, die vergleichbare Ziele verfolgen
wie das Kurzarbeitergeld in Deutschland. Im Zentrum der
gegenwärtigen Aktivitäten steht dabei das Konjunkturkurz-
arbeitergeld, das sich vom Transferkurzarbeitergeld eben-
so unterscheidet wie vom Saisonkurzarbeitergeld.
Kurzarbeit ist ein beschäftigungsicherndes Instrument, das
man spätestens in der gegenwärtigen Krise hätte erfinden
müssen, wenn es nicht schon existierte. Als Element mo-
derner Arbeitszeitpolitik und Beschäftigungsbrücke in einer
Phase vorübergehender Arbeitsausfälle hilft es den Unter-
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nehmen, Entlassungen zu vermeiden und Fachkräfte in den
Betrieben zu halten, die diese nach der Krise dringend be-
nötigen, um möglichst schnell wieder Wachstum und Be-
schäftigung zu schaffen. Der Einsatz von Kurzarbeit erweist
sich bei all dem nicht nur als ein unmittelbar wirksames, son-
dern auch als ein vergleichsweise kostengünstiges arbeits-
marktpolitisches Instrument.
Als schnelle Hilfe für Unternehmen und Beschäftigte im-
pliziert Kurzarbeit zudem eine Art von Interessenausgleich:
Während die Beschäftigten auf einen Teil ihres Einkom-
mens verzichten, verbleiben bei den Unternehmen Rema-
nenzkosten. Auf diese Weise werden auch Mitnahme-
effekte begrenzt.
Nicht unerwähnt bleiben sollte schließlich, dass der Einsatz
von Kurzarbeit den sozialpartnerschaftlichen Dialog im Un-
ternehmen fördert. Vor allem in größeren Unternehmen wird
über den Einsatz dieses Instruments in der Regel nur mit
Beteiligung des Betriebsrates entschieden. Dabei ist davon
auszugehen, dass die intensive Diskussion auch über un-
ternehmerische Weichenstellungen zur verbesserten Aus-
lastung von Produktionskapazitäten beiträgt. Kurzarbeit ist
damit im besten Sinne präventive Arbeitsmarktpolitik, die
Chancen für die Gestaltung guter Arbeit eröffnet und die Be-
wältigung von Auswirkungen der Krise zu einer gemeinsa-
men Aufgabe von Unternehmensleitungen und Beschäftig-
ten machen kann.
Von den Folgen der gegenwärtigen Wirtschaftskrise sind
nicht alle Wirtschaftsbereiche gleichermaßen betroffen. Auch
das spricht für den Einsatz der Kurzarbeit und erklärt zu ei-
nem guten Teil den Erfolg dieses Instruments. Während von
einer allgemeinen Konjunkturschwäche nahezu alle Bran-
chen in ähnlicher Intensität erfasst werden, sind von den ak-
tuellen Auftragseinbrüchen bestimmte Branchen vorrangig
des verarbeitenden und produzierenden Gewerbes betrof-
fen, hier insbesondere die Metallindustrie, der Fahrzeugbau,
der Maschinenbau und die Elektroindustrie.
Im Brennpunkt steht also der international absolut wettbe-
werbsfähige industrielle Kern unserer Volkswirtschaft. Das
gelegentlich vorgebrachte Argument, der Einsatz der Kurz-
arbeit verhindere oder verzögere notwendige strukturelle An-
passungen, greift hier in keinem Fall. Im Gegenteil: Die ge-
nannten Branchen sind gekennzeichnet durch eine über-
durchschnittlich hohe Produktivität und Wertschöpfung, sehr
qualifizierte Arbeitskräfte, ein hohes Lohnniveau bei niedri-
gen Lohnstückkosten sowie ein ausgeprägtes und auch
international anerkanntes Know-how. Dies korrespondiert
mit bisher vergleichsweise niedriger Arbeitslosigkeit und ei-
nem Bedarf an bestimmten Fachkräften. In diesen Branchen
gibt es auch heute noch einen hohen gewerkschaftlichen
Organisationsgrad und starke betriebliche Interessenver-
tretungen.
Das alles sind hervorragende Ausgangsbedingungen für
eine erfolgreiche Krisenbewältigung – auf der Ebene des ein-
zelnen Betriebes, des Unternehmens, der Branche und der
gesamten Volkswirtschaft. Vor diesem Hintergrund sind die
Neuregelungen zur Kurzarbeit die richtige Antwort auf die
Krise. Darin sind sich Regierung, Gesetzgeber, Arbeitgeber
und Gewerkschaften einig. Der Einsatz dieses Instruments
zeigt für mich exemplarisch, wie wir mit der Krise insge-
samt umgehen müssen. Es geht nicht um ideologische De-
batten oder Grundsätzlichkeiten. Wir brauchen einen Prag-
matismus, der Probleme erkennt, anpackt und löst. Dabei
setze ich auf das Know-how der Unternehmer genauso wie
auf kompetente Betriebsräte.
Für das Unternehmen gilt auf der einen Seite: Kurzarbeit
reduziert die Personalkosten zwar erheblich, umsonst aber
ist sie nicht. Betriebe und Unternehmen, die davon ausge-
hen, sich von ihren Beschäftigten trennen zu müssen, wer-
den Entlassungen nicht vermeiden können. Auf der ande-
ren Seite gilt: Bei Entlassungen geht betriebsspezifisches
Erfahrungswissen verloren – und unter Umständen wandert
es ab zur Konkurrenz. Bei Massenentlassungen fallen in
der Regel auch Sozialplankosten an. Aber auch der Wieder-
aufbau der Belegschaft ist mit Kosten für die Suche, Aus-
wahl, Einstellung und Einarbeitung neuer Arbeitskräfte ver-
bunden.
Den Beschäftigten signalisiert Kurzarbeit, dass der Arbeits-
platz in Gefahr ist und Lohneinbußen für einen bestimmten
Zeitraum unvermeidlich sind. Kurzarbeit ist aber auch ein
Zeichen dafür, dass der Arbeitgeber an seinen bewährten
Arbeitskräften festhalten möchte und Chancen sieht, die Ab-
satzkrise zu überwinden. Das ist sinnvoll auch mit Blick auf
die eigentliche Herausforderung, vor der wir in den kommen-
den beiden Jahrzehnten stehen: Überall werden qualifizier-
te Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fehlen. Die Unter-
nehmen sind gegenwärtig dabei zu lernen, dass es oft wirt-
schaftlich von Vorteil ist, qualifizierte und erfahrene Kräfte
über eine krisenbedingte Durststrecke hinweg im Unterneh-
men zu halten. 
Volkswirtschaftlich betrachtet trägt der Einsatz der Kurzar-
beit außerdem erheblich zur Stabilisierung der Binnenwirt-
schaft bei. Er verhindert Massenentlassungen und bannt
kollektive Ängste vor Jobverlust, die mit negativen Auswir-
kungen auf die Kaufkraft und das Konsumverhalten der Bür-
gerinnen und Bürger verbunden wären.
Intelligente Arbeitsmarktpolitik weiß um diese Wirkungs-
zusammenhänge und nutzt dieses Wissen bei der Weiter-
entwicklung des arbeitsmarktpolitischen Instrumentari-
ums. Genau das haben wir mit Augenmaß und zeitlich
strikt befristet getan. Die neuen Regelungen für das Kon-
junkturkurzarbeitergeld gelten bis zum Ende des Jahres
2010. Spätestens dann erwartet die Bundesregierung
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nach ihren bisherigen Prognosen eine spürbare Aufwärts-
entwicklung.
Für eine abschließende Bewertung ist es noch zu früh. Aber
die Zwischenbilanz ist eindeutig: Ja, die Folgen dieser Wirt-
schaftskrise für den Arbeitmarkt konnten bisher erfolgreich
abgemildert werden. Dazu hat der Policy-Mix der beiden
Konjunkturprogramme insgesamt beigetragen, in beson-
derem Maße aber das Instrument der Konjunkturkurzar-
beit, eingebettet in verlässliche sozialpartnerschaftliche Ar-
rangements.
Der gemeinsame Einsatz für Arbeit von Bundesregierung,
Arbeitgebern und Gewerkschaften wirkt und verhindert
Schlimmeres. Das zeigt: Wir können mit Sozialpartner-
schaft durch die Krise kommen und die schlechten Prog-
nosen schlagen. Dafür müssen wir weiterhin alles daran
setzen, den Unternehmen zu helfen und Arbeitsplätze zu
erhalten.
Die Chancen liegen auf dem 
Arbeitsmarkt
Die unfreiwillige Arbeitslosigkeit hat sich zu einem gravieren-
den gesellschaftlichen Problem verfestigt. Die offizielle Ar-
beitslosenquote bewegt sich seit mehreren Jahren um die
9%. Hinzurechnen muss man noch die Menschen in Arbeits-
marktprogrammen und die stille Reserve, also diejenigen,
die sich erfolglos um Arbeit bemüht haben und resignieren.
Dann liegt die Quote bei etwa 12%, d.h. mehr als 5 Millio-
nen Erwerbspersonen finden keine Beschäftigung. 
Die jüngste Rezession ist auf dem Arbeitsmarkt noch nicht
voll wirksam geworden. Sie hat den leicht positiven Trend
jäh abgebrochen und stellt die Wirtschaftspolitik vor kaum
lösbare Probleme. Die Unsicherheit über die weitere wirt-
schaftliche Entwicklung ist nach wie vor groß, weil gewalti-
ge Zusatzlasten auf die Wirtschaft zukommen. Alle Zweige
der Sozialversicherung werden in hohe Defizite hineinlaufen.
Der Druck geht verstärkt in Richtung höherer Staatszuschüs-
se. Die öffentlichen Haushalte weisen aber steigende Defi-
zite aus, obwohl der größte Teil der Neuverschuldung in
den Finanzmarktstabilisierungsfonds und den Investitions-
und Tilgungsfonds ausgegliedert worden ist. 
Der Staat hat auf die Finanzkrise und die Rezession mit
massiven Hilfen reagiert. Dadurch steigt die Staatsverschul-
dung sprunghaft um mehr als 20% auf rund 22 Billionen €.
Allein die dafür zu zahlenden Zinsen belaufen sich für ei-
nen durchschnittlichen Vierpersonenhaushalt auf gut 300 €
monatlich.
Diese außergewöhnlichen Vorbelastungen werden die Be-
schäftigungschancen in den nächsten Jahren stark ein-
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schränken, wenn nicht mit außergewöhnlichen Anstrengun-
gen in der Wirtschafts- und Sozialpolitik darauf geantwor-
tet wird. Gelingt es nicht, die Verteilungsspielräume deut-
lich auszuweiten, also die Beschäftigung und das Wirt-
schaftswachstum zu steigern, drohen harte Verteilungs-
kämpfe in der Gesellschaft.
Diese Herausforderungen sind nur zu bewältigen, wenn die
Arbeitslosen und Unterbeschäftigten als Potential und nicht
als Problem gesehen werden. Ziel muss es sein, das Arbeits-
kräftepotential voll zu nutzen, um die wirtschaftlichen Leis-
tungen kräftig zu steigern. Nur so können eine breitere Ba-
sis für die eigene Risikovorsorge sowie für Steuern und Ab-
gaben bei unveränderten Abgabesätzen geschaffen und die
Verteilungskonflikte minimiert werden. 
Was ist auf jeden Fall zu unterlassen? Es gibt immer wieder
Versuche, Beschäftigte mit öffentlichen Mitteln dazu zu be-
wegen, vorzeitig in den Ruhestand zu gehen, wie beispiels-
weise mit der geförderten Altersteilzeit und der Frühverren-
tung ohne Rentenabschläge. Es kann doch nicht richtig sein,
öffentliche Mittel einzusetzen, damit Arbeitnehmer keine Leis-
tungen mehr erbringen. Genau so schädlich ist die Verkür-
zung der Arbeitszeiten durch gesetzliche oder tarifliche Re-
gelungen, von denen der einzelne Arbeitnehmer nicht ab-
weichen kann. Die Bemühungen, das Arbeitsangebot künst-
lich zu verknappen, erhöhen die Abgabenlast der Erwerbs-
tätigen und verringern die Beschäftigungschancen der Ar-
beitslosen.
Ein anderer Irrweg ist der jüngste Trend, in weiteren Be-
reichen der Wirtschaft Mindestlöhne durchzusetzen. Min-
destlöhne lösen nicht sofort und überall Entlassungen aus,
aber sie verringern die Chancen, einen Arbeitsplatz zu be-
kommen. Auf mittlere Sicht berauben sie die Arbeitneh-
mer mit geringer Produktivität ihrer Beschäftigungsmög-
lichkeiten.
Negative Wirkungen gehen auch von den vielfältigen Maß-
nahmen aus, Arbeit zu subventionieren. Damit ist nicht
die Ergänzung des Lohneinkommens durch soziale Hilfen
gemeint, mit denen ein angemessener Mindestlebensstan-
dard gesichert wird, falls der am Markt erzielte Lohn nicht
ausreicht. Gemeint ist vielmehr eine generelle Subvention
wie beim Kombilohn oder bei anderen öffentlich geförder-
ten Tätigkeiten. Gemeint ist auch die Subvention ganzer
Branchen, die nur dank der eingesetzten öffentlichen Mit-
tel Arbeitskräfte einstellen können, die Löhne aber nicht
am Markt erwirtschaften. Würde der Vorschlag verwirklicht,
in dem hochsubventionierten Bereich der erneuerbaren
Energie eine Million Arbeitsplätze zu schaffen, dann müss-
ten die übrigen Wirtschaftsbereiche mit hohen zusätzlichen
Abgaben belastet werden. Das würde zu einem Abbau von
Arbeitsplätzen in der übrigen Wirtschaft führen, noch mehr
Menschen in die Schwarzarbeit treiben und – aufgrund der
ineffizient eingesetzten Arbeitskräfte – die realen Einkom-
men senken.
In der gegenwärtigen Situation mit drastisch gestiegenen
Defiziten in den öffentlichen Haushalten würden zusätzliche
Ausgaben für Subventionen sowie der ineffiziente Einsatz
von Arbeitskräften eine Überwindung der Wirtschaftskrise
und die Rückführung der Neuverschuldung – und erst recht
der Schulden – nahezu unmöglich machen. Die aus den Fu-
gen geratenen öffentlichen Haushalte einschließlich der Son-
derfonds müssen dringend konsolidiert werden.
Voraussetzung für die Sanierung der öffentlichen Haushal-
te sind eine strikte Begrenzung der Ausgaben und der Ab-
bau von Subventionen. Es ist Aufgabe des Bundesfinanz-
ministers, der Landesfinanzminister und der Kämmerer, den
einzelnen Ressorts realistische Einsparziele vorzugeben,
um von der Ausgabenseite einen Beitrag zur Entlastung der
Haushalte zu erreichen. Dabei muss das Ziel, Subventio-
nen abzubauen, eine wichtige Rolle spielen. Ein herausra-
gendes Beispiel ist die Förderung der Energieerzeugung
aus erneuerbaren Quellen. Hier sollte es keine neuen Sub-
ventionszusagen mehr geben, weil sie keinen Beitrag zum
Klimaschutz liefern. Die zulässige Menge an Emissionen
bleibt aufgrund des Zertifikatehandels unverändert. Das
Gleiche gilt für die Subvention der energetischen Sanierung
von Gebäuden. Auch diese Förderung lässt sich weder
mit dem Klimaschutz noch mit der Schaffung von Arbeits-
plätzen begründen. Die Verringerung von Treibhausgasen
wird in Europa durch die Begrenzung der Emissionsrechte
bestimmt.
Der Verkauf von Emissionsrechten trägt im Übrigen dazu
bei, das Steuer- und Abgabensystem zu verbessern. Die Er-
löse dürfen nicht für (unwirksame) Klimaschutzmaßnahmen
zweckgebunden werden, sondern gehören in den Bundes-
haushalt. Die Abgabe auf Emissionen hat grundsätzlich er-
wünschte Wirkungen auf die Entscheidungen der Unterneh-
men und Haushalt, weil sie das Preissystem korrigiert, in-
dem externe Kosten einbezogen werden. Das ist eine idea-
le Einnahmequelle.
Zu denken ist auch an die großzügige Übernahme der Wohn-
und Heizkosten durch die Kommunen. Bei den Heizkosten
sollte so verfahren werden wie bei den übrigen Gütern: Es
sollte ein angemessener Betrag in die Regelsätze eingear-
beitet werden. 
Dann kann der Hilfeempfänger zumindest in Grenzen ab-
wägen, ob er eine größere oder kleinere Wohnung hei-
zen will und damit sein Budget für die sonstigen Güter
verändern. 
Außerdem ist die von den Kommunen voll finanzierte Wohn-
fläche mit 45 Quadratmeter (plus eine 10 bis 20%ige Tole-
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ranz) besonders großzügig ausgefallen. Noch vor wenigen
Jahren wurde davon ausgegangen, dass nicht mehr von
Wohnungsnot gesprochen werden könne, wenn jede Per-
son ein eigenes Zimmer habe. Dieser Anspruch dürfte aber
auch für die Einzelperson bei etwa 25 Quadratmetern er-
füllt sein. Deshalb ist daran zu denken, die vollen Wohn-
kosten bis zu dieser Grenze vollständig zu übernehmen,
dann aber für die jeweils zusätzlichen 5 Quadratmeter ei-
nen um jeweils 20 Prozentpunkte steigenden Eigenanteil
zu verlangen.
Um die Haushaltsdefizite einzudämmen, wird nicht nur von
Politikern, sondern auch von mehreren Wissenschaftlern ei-
ne Erhöhung der allgemeinen Steuern gefordert. Den Wis-
senschaftlern muss man allerdings ins Stammbuch schrei-
ben, dass es ihre Aufgabe ist, zuerst nach Alternativen für
den Abbau der Schulden zu suchen, bei denen die Steuer-
sätze nicht erhöht werden müssen. Höhere Steuer- und Ab-
gabensätze verringern die Anreize, in Deutschland zu inves-
tieren und sich mit Löhnen zufrieden zu geben, von denen
kaum mehr übrig bleibt als die sozialen Leistungen im Fal-
le der Nichtbeschäftigung.
Um die wirtschaftliche Dynamik zu stärken und die Nach-
frage nach Arbeitskräften zu erhöhen, kommt es darauf an,
dass mehr Kapital gebildet wird, um den Vermögensverlust
in der Rezessionsphase wieder wettzumachen. Oder noch
genauer: Wir brauchen dringend haftendes Eigenkapital für
Investitionen in Deutschland. Dafür muss das Steuersystem
geändert werden.
Die positiven Wirkungen der Senkung der Körperschaftsteu-
er zum 1. Januar 2009 werden leider weitgehend kompen-
siert – möglicherweise sogar überkompensiert – durch die
gleichzeitig eingeführte Abgeltungsteuer. Die Idee der Ab-
geltungsteuer ist es, alle Kapitalerträge mit dem pauscha-
len Satz von 25% (plus Solidarzuschlag) zu besteuern. Das
ist gründlich misslungen. Nur die Zinserträge werden ent-
sprechend besteuert, also mit insgesamt 26,4%. Eigenka-
pitalerträge werden dagegen doppelt besteuert, zunächst
auf der Unternehmensebene mit Körperschaft- und Ge-
werbesteuer und im Falle der Ausschüttung noch einmal mit
der Abgeltungsteuer, so dass die Steuern sich insgesamt
auf 48,33% belaufen. 
Noch härter trifft es die Anteilseigner von Unternehmen, wenn
sie sich die Gewinne nicht unmittelbar ausschütten lassen
und irgendwann später Anteile verkaufen. Dann werden die
zunächst im Unternehmen verbliebenen Gewinne ein drit-
tes Mal besteuert, nämlich mit der ebenfalls neu eingeführ-
ten Veräußerungsgewinnsteuer. In diesem Fall steigt die Ge-
samtbelastung der Eigenkapitalerträge auf knapp 62%. Noch
höher wird die reale Besteuerung im Falle einer Inflation, auch
schon bei mäßigen Inflationsraten über mehrere Jahre, weil
die inflationsbedingte Wertsteigerung ebenfalls der Veräu-
ßerungsgewinnsteuer unterliegt. 
Diese diskriminierende Besteuerung des Eigenkapitals führt
dazu, dass die Sparer Geldanlagen mit niedrig besteuerten
Zinserträgen bevorzugen und das Risiko ausbleibender Ge-
winne oder sogar des Kapitalverlustes bei Unternehmens-
anteilen meiden werden. Gerade die aktuelle Rezession hat
den Sparern vor Augen geführt, wie hoch das Risiko des
Vermögensverlustes ist. 
Für eine nachhaltig positive wirtschaftliche Entwicklung mit
mehr rentablen Arbeitsplätzen in Deutschland müssen die
Veräußerungsgewinnsteuer wieder abgeschafft und die Ab-
geltungsteuer neutral gestaltet werden. Die Korrektur der
Abgeltungsteuer ist vergleichsweise leicht möglich, wenn
die Besteuerung auf der Unternehmensebene beibehalten
und die nochmalige Belastung im Falle der Ausschüttung
ersatzlos gestrichen wird. Dann würden die Erträge in Per-
sonengesellschaften mit 28,25% und in Kapitalgesellschaf-
ten mit 29,83% nur noch geringfügig höher belastet als die
Zinserträge.
Eine weitere notwendige Korrektur des Steuersystems ist
das Ausschalten der »kalten Progression« bei der Einkom-
mensteuer. Aufgrund der Geldentwertung steigt der Steu-
ersatz auch dann, wenn das reale Einkommen unverändert
bleibt. Die progressive Steuer hat also zur Folge, dass ein
ständig größerer Anteil des Einkommens an den Staat ab-
geführt werden muss, selbst wenn das Realeinkommen nicht
steigt. Davon sind insbesondere die mittleren Einkommen
betroffen. Diese schleichende Steuererhöhung lässt sich am
besten durch eine Indexierung der Bemessungsbasis been-
den. Ob sich außerdem die eigentlich überfällige Rückgabe
von Progressionsgewinnen finanzieren lässt, erscheint ge-
genwärtig eher zweifelhaft.
Schließlich sollte der ermäßigte Steuersatz der Mehrwert-
steuer aufgegeben werden. Die geringere Besteuerung
insbesondere von Lebensmitteln ist keine soziale Wohl-
tat, denn sie kommt allen Bürgern zugute. Am meisten
profitieren diejenigen davon, die sich besonders teure und
qualitativ hochwertige Lebensmittel leisten können. Man
würde auch nicht auf die Idee kommen, alle Wohnungen
um einen bestimmten Prozentsatz zu verbilligen, um ein-
kommensschwache Haushalte zu entlasten. Die sozialpo-
litisch bessere und fiskalisch wesentliche preiswertere Re-
gelung wäre, den ermäßigten Steuersatz zu streichen und
die dadurch eintretende Steuererhöhung über Transfer-
zahlungen an die sozial schwachen Haushalte zurückzu-
führen. Aus den Steuererhöhungen bei den übrigen Haus-
halten könnte der Regelsatz der Mehrwertsteuer um 2 bis
3 Punkte gesenkt werden. Das würde die Anreize stärken,
offizielle wirtschaftliche Tätigkeiten aufzunehmen oder aus-
zuweiten.
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In den Sozialversicherungen wird der Kostendruck vor al-
lem aus demographischen Gründen kräftig steigen. Da die
Beiträge in die allgemeine Abgabenlast eingehen, wird es
notwendig sein, den kapitalgedeckten und privat finanzier-
ten Anteil zu erhöhen und in den Leistungssystemen der
Kranken- und Pflegeversicherung den Wettbewerb zu stär-
ken und damit die Effizienz zu steigern.
Speziell auf dem Arbeitsmarkt muss ein Umdenken zuguns-
ten der Arbeitsuchenden stattfinden. Dazu gehört die Auf-
hebung des gesetzlichen Kündigungsschutzes. Das bedeu-
tet: Die Beschäftigten behalten ihren Kündigungsschutz,
aber die Arbeitsuchenden können abwägen, ob sie einen
weitreichenden Kündigungsschutz vereinbaren oder in man-
chen Fällen auch eine Beschäftigung mit kurzen Kündigungs-
fristen eingehen wollen. Dagegen wird eingewandt, es gä-
be schon hinreichende Möglichkeiten, befristete Verträge
abzuschließen. Das reicht aber deshalb nicht aus, weil die
Arbeitgeber nach Ablauf der Frist, vor der Frage stehen, ob
sie das Risiko einer längeren und damit unbefristeten Be-
schäftigung eingehen können. 
Wenn die Arbeitgeber nicht sicher sind, ob sie dauerhaft
Arbeit für den befristet Beschäftigten haben, werden sie ihn
möglicherweise entlassen, obwohl zu diesem Zeitpunkt Ar-
beit genug vorhanden ist und obwohl es durchaus vorstell-
bar – aber eben nicht sicher – ist, dass noch sehr lange ei-
ne Weiterbeschäftigung möglich sein wird. Der gesetzliche
Kündigungsschutz verhindert in diesen Fällen eine Dauer-
beschäftigung, statt die Beschäftigung zu sichern. Noch ein-
deutiger ist die Negativwirkung des gesetzlichen Kündi-
gungsschutzes, wenn nach einer befristeten Beschäftigung
noch für eine begrenzte Zeit Arbeit vorhanden ist und Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer eine entsprechende Verlänge-
rung anstreben. Sobald dadurch ein Dauerarbeitsverhältnis
entsteht, geht der Arbeitgeber das Risiko ein, mit hohen Kos-
ten belastet zu werden, wenn er das Arbeitsverhältnis be-
enden möchte.
Ein besonders wirksamer Weg, mehr Arbeit zu ermöglichen,
ist es, die Arbeitszeitregelungen im Arbeitszeitgesetz, in den
Tarifverträgen und im Rentenrecht zu lockern. Am Beispiel
der Selbständigen wird deutlich, dass ein Teil der Erwerbs-
tätigen mehr als 40 Stunden in der Woche und auch mit
63 oder 65 Jahren noch weiter arbeiten möchte – gegebe-
nenfalls mit geringerer Stundenzahl. Am Beispiel der Schweiz
sieht man, dass ein höheres Einkommen und ein höherer
Wohlstand möglich sind, und zwar bei geringerer Stunden-
produktivität als in Deutschland. Ein höheres Einkommen er-
gibt sich eben nicht nur aus höheren Stundenlöhnen, son-
dern auch aus zusätzlichen Arbeitsstunden. Pro Kopf der
Bevölkerung arbeiten die Schweizer rund 30% mehr Stun-
den als die Deutschen.
Kurzarbeit – ein bislang erfolgreiches
Instrument zur Abfederung der 
Krisenfolgen
Bei der Mitte 2008 eingesetzten Wirtschaftskrise handelt
es sich im Kern um eine Nachfragekrise. Im Zusammenhang
mit der weltweiten Finanzkrise brachen die Absatzmärkte
in einem in der Geschichte der BRD bisher noch nicht er-
folgten Ausmaß ein, vor allem bei den im internationalen
Wettbewerb bisher strukturell starken Exportbranchen. Ge-
wichtige negative Effekte für die Nachfrage auf dem Binnen-
markt, vor allem die Konsumnachfrage, sind bis Mitte 2009
noch nicht eingetreten.
Die befürchteten Auswirkungen der Krise auf den Arbeits-
markt sind bislang ausgeblieben. Die vom Nachfrageausfall
betroffenen Betriebe haben im Spektrum der Instrumente
externer und interner Flexibilität vor allem auf die interne
numerische Flexibilität des Arbeitsvolumens gesetzt. Zwar
kam es zu einem Anstieg der Zahl der registrierten Arbeits-
losen von Juni 2008 auf Juni 2009 um 8% auf 3,4 Millio-
nen. Die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gungsverhältnisse blieb jedoch relativ stabil, nur Leiharbeit
wurde kräftig reduziert. Das betriebliche Arbeitsvolumen wur-
de offenkundig primär durch eine Verkürzung der Arbeits-
zeit verringert. Die Zahl der Überstunden wurde stark ein-
geschränkt. Vor allem hat die öffentliche Förderung von Kurz-
arbeit bei voraussichtlich vorübergehendem Arbeits- und
Entgeltausfall mit dem Kurzarbeitergeld dazu beigetragen,
dass die Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise auf
den Arbeitsmarkt im internationalen Vergleich betrachtet bis-
her wenig dramatisch erscheinen. Die Krisenfolgen wurden
also bisher insbesondere mit Kurzarbeit »abgefedert«. Frag-
lich ist, ob dies auch weiterhin möglich sein wird, oder ob
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bei einer andauernden wirtschaftlichen Schwäche auf den
Absatzmärkten Entlassungen in größerem Umfang unver-
meidbar werden. 
Erleichterung der Inanspruchnahme des 
konjunkturellen Kurzarbeitergeldes
Mit dem Kurzarbeitergeld sollen bei einem voraussicht-
lich vorübergehenden Arbeitsausfall bestehende sozial-
versicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse gesichert wer-
den. Bei einem endgültigen Arbeitsausfall infolge einer
Betriebsänderung sollen dagegen Übergänge in neue Be-
schäftigung erleichtert werden (»Transferkurzarbeit«). Vor-
aussetzung für die Einführung konjunktureller Kurzarbeit
ist, dass zuvor alle betrieblichen Möglichkeiten zur Ver-
meidung des Arbeitsausfalls genutzt werden. Als vermeid-
bar gilt ein Arbeitsausfall, der z.B. durch bezahlten Ur-
laub oder durch die Nutzung von im Betrieb zulässigen
Arbeitszeitschwankungen kompensiert werden kann. Das
Kurzarbeitergeld konnte bisher gezahlt werden, wenn
mindestens ein Drittel der Belegschaft eines Betriebes
oder einer Betriebsabteilung von einem Entgeltausfall von
mehr als 10% des Bruttoentgelts betroffen waren. Die Si-
cherung der Arbeitsverhältnisse ist nicht umsonst zu ha-
ben. Die Kurzarbeitenden erhalten für die Ausfallzeit ei-
nen Lohnersatz analog der Höhe des Arbeitslosengeldes.
Der Betrieb hatte seit 1994 die Sozialversicherungsbei-
träge bezogen auf 80% des Entgeltausfalls vollständig zu
tragen.
Die Anforderung zur vorherigen Nutzung aller anderen Mög-
lichkeiten betriebsinterner Flexibilität und die Verteuerung
der Kurzarbeit zu Beginn der neunziger Jahre hatten dazu
beigetragen, dass seitdem konjunkturelle Kurzarbeit nur noch
in relativ geringem Umfang genutzt wurde. Im Jahr 1993
stieg die Zahl der aus konjunkturellen Gründen Kurzarbei-
tenden noch auf 870 000, ging danach kräftig zurück, stieg
erst wieder in der Rezession 2002/3 auf dann 180 000 und
sank bis 2007 auf nur noch 26 400.
Folgerichtig zielt die seit Ende 2008 schrittweise eingeführ-
te und bis Ende 2010 befristete Neuregelung von konjunk-
tureller Kurzarbeit auf eine Erleichterung der Inanspruchnah-
me. Kurzarbeit ist nun auch dann möglich, wenn weniger
als ein Drittel der Beschäftigten vom Entgeltausfall betrof-
fen sind. Die maximale Bezugsfrist des Kurzarbeitergeldes
wurde auf 24 Monate ausgeweitet. Den kurzarbeitenden Be-
triebe werden die bisher von ihnen allein zu tragenden So-
zialversicherungsbeiträge in den ersten sechs Monaten zur
Hälfte und ab dem siebten Monat voll erstattet. Werden in
mindestens 50% der Ausfallzeit Qualifizierungsmaßnahmen
durchgeführt, dann können dem Unternehmen die Sozial-
versicherungsbeiträge bereits in den ersten sechs Mona-
ten vollständig erstattet werden.1
Entlastung des Arbeitsmarktes durch 
konjunkturelle Kurzarbeit
Wie erhofft nahmen viele Betriebe bzw. Unternehmen das
ihnen erleichterte Angebot zur Einführung konjunktureller
Kurzarbeit gemäß § 170 SGB III an. Im Jahr 2008 gab es
einen durchschnittlichen Bestand von 57700 Kurzarbeiten-
den in 4 360 Betrieben mit voraussichtlich vorübergehen-
dem Arbeitsausfall. Im ersten Quartal 2009 stieg die Zahl
der aus konjunkturellen Gründen Kurzarbeitenden kräftig an
und erreichte im März einen Bestand von 1,124 Millionen in
36 200 Betrieben. Aufgrund einer Untererfassung der Be-
triebsmeldungen konnte die BA bislang keine Daten zum
zweiten Quartal 2009 vorlegen. Nach einer Schätzung der
BA-Statistik kann für die Monate April bis Juni ein durch-
schnittlicher Bestand von 1,42 Millionen angenommen wer-
den (Stand 1. September 2009).
Bei dem durchschnittlichen Arbeitsausfall von 32,5% ent-
sprach der Umfang der Kurzarbeit im März 2009 einem Be-
schäftigungsäquivalent von rund 365000 Personen. Nimmt
man an, dass ohne die Kurzarbeit etwa 75% in offene Ar-
beitslosigkeit wechseln würden (ein Viertel dagegen in die
Stille Reserve – so die Struktur der Unterbeschäftigung 2008),
dann wurde mit der Kurzarbeit die Arbeitslosenzahl in Hö-
he von ungefähr 274 000 Personen entlastet. 
Die hohe Inanspruchnahme des konjunkturellen Kurzarbei-
tergeldes und die dazu als Vorbedingung ausgeschöpfte Ar-
beitszeitflexibilität in den Betrieben haben wesentlich dazu
beigetragen, dass der massive Einbruch auf den Finanz- und
Gütermärkten bisher nicht auf den Arbeitsmarkt durchge-
schlagen ist. Mit dem Instrument des Kurzarbeitergeldes bei
voraussichtlich vorübergehendem Arbeitsausfall konnten al-
so schwerwiegende Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt
vermieden werden. 
Dieser positiven Bewertung der Neuregelungen konjunk-
tureller Kurzarbeit stehen jedoch kritische Stimmen gegen-
über. Demzufolge könnten viele kurzarbeitende Betriebe
die finanzielle Belastung durch die Kurzarbeit nicht länge-
re Zeit überstehen. Kurzarbeit sei ein Instrument, mit dem
ein Stellenabbau zwar verzögert, aber nicht verhindert wer-
den könne (z.B. Schmidt und Kluve in Spiegel online, 6. Au-
gust 2009). Zudem bestehe die Gefahr, dass die Kurzar-
beit den wirtschaftlichen Strukturwandel behindert, weil
der Arbeitsausfall nicht selten strukturell bedingt und des-
halb endgültig sei (z.B. Eichhorst und Marx 2009). Falls
es nicht zu einem baldigen und schnellen Aufschwung kom-
me, müsse bereits für den Herbst dieses Jahres damit
gerechnet werden, dass Betriebe die Kurzarbeit beenden
und ihre Beschäftigten entlassen. Allerdings fehlen empi-
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1 Zu diesen und weiteren Neuregelungen und zur Einschätzung ihres Wir-
kungspotentials vgl. ausführlicher Deeke (2009).Zur Diskussion gestellt
risch begründete Argumente, mit denen diese Annahmen
belegt werden könnten.
Kurzarbeit als Brücke zum Aufschwung
Mit der Verlängerung der maximalen Bezugsfrist des Kurz-
arbeitergeldes auf 24 Monate wurde versucht, eine Brücke
über das ausgedehnte konjunkturelle Tal zu bauen. Unge-
wöhnlich ist dieser lange Zeitraum nicht. Seit den neunzi-
ger Jahren war die Bezugsfrist des konjunkturellen Kurzar-
beitergeldes relativ durchgängig auf 12, 15 oder gar 18 Mo-
nate verlängert worden. Die Antwort auf die Frage, ob der
Brückenschlag zum wirtschaftlichen Aufschwung gelingt,
hängt primär davon ab, ob und wann es dazu kommt. Das
Argument, mit länger andauernder Kurzarbeit werde immer
unsicherer, ob die Betriebe die Kosten der Kurzarbeit wei-
ter tragen können, erscheint zwar plausibel, aber es bleibt
ebenso spekulativ wie die These vom strukturkonservie-
renden Effekt der Kurzarbeit. 
Die Einführung von Kurzarbeit zeigt zunächst, dass sich die
mit ihr verbundenen Kosten aus betrieblicher Sicht rech-
nen in Alternative zur ansonsten anfallenden Lohnfortzah-
lung während der Kündigungsfristen, weiteren Entlassungs-
kosten sowie späteren Kosten der Wiederbeschaffung und
ggf. Einarbeitung neuer Arbeitskräfte einschließlich der im
Aufschwung darüber verlorenen Zeit im Wettbewerb mit
Marktkonkurrenten (vgl. Bach und Spitznagel 2009). Ohne-
hin schwache Betriebe bzw. Unternehmen werden dage-
gen angesichts der nicht absehbaren wirtschaftlichen Ent-
wicklung und einer ihnen fehlenden Gewissheit über den
vorläufigen Charakter ihres Arbeitsausfalls darauf von vorn-
herein verzichten, um sich mit den Remanenzkosten nicht
völlig zu verausgaben. Dieses Risiko dürfte mit den neuen
Regelungen zur vollständigen Übernahme der Sozialversi-
cherungsbeiträge durch die BA erheblich gemindert worden
sein. Für längere Zeiträume von Kurzarbeit – eventuell auch
mit zwischenzeitlichen Phasen von Vollarbeit etwa bei einem
W-Verlauf der Konjunktur – ist die betriebsindividuelle Pro-
blemlage generell schwer antizipierbar. Zudem können Be-
schäftigte auch nach Beendigung der Kurzarbeit bei verrin-
gertem Arbeitsvolumen gehalten werden – z.B. im Rahmen
tariflicher oder betrieblicher Vereinbarungen zur Reduzierung
der Arbeitszeit (vgl. Bispinck 2009).
Es fehlen Untersuchungen zu den betrieblichen Kalkülen und
Effekten von konjunktureller Kurzarbeit in der Vergangen-
heit. Auch die mit dem IAB-Betriebspanel für das Jahr 2003
erfolgte empirische Analyse zu Kurzarbeit kann dazu nicht
beitragen (vgl. Deeke 2005). Zwar wurde ermittelt, dass
Betriebe mit Kurzarbeit ein breiteres Spektrum von Instru-
menten interner und externer Flexibilität nutzen als Betrie-
be ohne Kurzarbeit in vergleichbarer wirtschaftlicher Situa-
tion. Der Vergleich der Beschäftigungsentwicklung sowie
der Fluktuation in Betrieben mit und ohne Kurzarbeit ergab,
dass mit der Kurzarbeit offenkundig Entlassungen vermie-
den wurden und die Beschäftigung stabilisiert werden konn-
te. Aber die hier interessierende Frage nach der Tragfähig-
keit lang andauernder Kurzarbeit kann mit dem Betriebs-
panel nicht beantwortet werden, weil darin Angaben zur rea-
lisierten Dauer der Kurzarbeit und zum Umfang der Ausfall-
zeiten fehlen.
Auch zur Frage nach einem eventuell strukturkonservie-
renden Effekt von Kurzarbeit fehlen aktuell empirische Stu-
dien. Von manchen Autoren wird als Beleg auf die Kurzar-
beit während der Wende in Ostdeutschland verwiesen (z.B.
Eichhorst und Marx 2009, 324). Diese habe gezeigt, dass
Arbeitsplätze nicht gesichert werden können. Aber der da-
mals umfängliche Einsatz von Kurzarbeit mit Sonderrege-
lungen hatte gar nicht das unterstellte Ziel, einen vorüber-
gehenden Arbeitsausfall abzufedern. Vielmehr diente die
strukturelle, nicht konjunkturell begründete Kurzarbeit als
sozialpolitisch intendierter Fallschirm beim umfangreichen
Arbeitsplatzabbau in der Wende. Deshalb gehen darauf
bezogene Einschätzungen der heutigen konjunkturellen
Kurzarbeit fehl.
Grundsätzlich besteht das Problem, dass in der Regel nicht
vorhersehbar ist, ob konjunkturell begründete Kurzarbeit
mehr oder weniger auch strukturell bedingt ist und des-
halb potentiell den strukturellen Wandel hemmt. Struktu-
relle Problemlagen lassen sich in der Regel empirisch letzt-
lich nur ex post belegen, wie einschlägige Studien anläss-
lich entsprechender Diskussionen über Kurzarbeit in den
neunziger Jahren gezeigt haben (vgl. dazu Deeke 2009,
449 f.). Wollte man dies angesichts einer unsicheren kon-
junkturellen Entwicklung gleichwohl vorab entscheiden, so
bliebe nur die Alternative von Entlassungen.2 In einer Si-
tuation von Vollbeschäftigung wäre vorstellbar, dass damit
ökonomisch wünschenswerte Mobilität auf dem Arbeits-
markt induziert wird. Bei der heutigen Situation hoher Ar-
beitslosigkeit droht eher Langzeitarbeitslosigkeit. Nur weil
grundsätzlich keine völlige Gewissheit über den Erfolg der
Kurzarbeit als Brücke über das konjunkturelle Tal besteht,
sollte nicht das alternative und letztlich ökonomisch und so-
zial kostenträchtigere Risiko länger andauernder Arbeits-
losigkeit eingegangen werden.
Produktive Potentiale von Kurzarbeit
Im internationalen Vergleich betrachtet, hat die berufliche
Weiterbildung von Beschäftigten in Deutschland nur einen
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relativ geringen Stellenwert. Zudem sind insbesondere ge-
ringer Qualifizierte unterrepräsentiert. Wenn es in konjunk-
turellen Hochphasen manchen Betrieben schwer fallen mag,
ihre Beschäftigten für Weiterbildung freizustellen, so müss-
te es ihnen im konjunkturellen Tal eher leicht fallen. Dazu gibt
es Förderangebote der BA (das Programm WeGebAU), die
aber bisher relativ wenig angenommen wurden. Zusätzli-
che Chancen auf Weiterbildung bieten sich in der Ausfall-
zeit bei Kurzarbeit, vor allem, wenn diese in größerem Um-
fang länger andauert.
Seit vielen Jahren können Qualifizierungsmaßnahmen wäh-
rend Kurzarbeit bei endgültigem Arbeitsausfall (Transferkurz-
arbeit) aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds gefördert
werden, nicht jedoch eine Qualifizierung während konjunk-
tureller Kurzarbeit. Dies wurde Ende letzten Jahres mit ei-
ner neuen ESF-Richtlinie des Bundes geändert. In den Jah-
ren 2009 und 2010 kann die Qualifizierung von Kurzarbei-
tenden während der Ausfallzeiten finanziell unterstützt wer-
den. Daneben wurden auch die gesetzlichen Fördermög-
lichkeiten für Geringqualifizierte in Kurzarbeit bei vorüber-
gehendem Arbeitsausfall ausgebaut.
Trotz dieser neuen Anreize konnte zunächst nicht erwartet
werden, dass dies in den ersten Monaten von 2009 in grö-
ßerem Umfang aufgegriffen würde. Zunächst stand die Or-
ganisation der Kurzarbeit selber wohl im Vordergrund des
Interesses der Betriebe. Qualifizierung braucht einen länge-
ren planerischen und organisatorischen Vorlauf. Betriebe
und Träger müssen zum Teil erst noch modulare Konzepte
für eine flexible Nutzung der Ausfallzeiten entwickeln. Von
Jahresbeginn bis Ende August 2009 gab es allein mit Hilfe
des ESF mehr als 30000 Eintritte in Qualifizierungsmaßnah-
men während konjunktureller Kurzarbeit (vorläufiger Daten-
stand). Angesichts der hohen Zahl der Kurzarbeitenden ist
dies nicht viel. Durch Vereinfachungen des Förderrechts ins-
besondere bei der SGB-III-Förderung Geringqualifizierter so-
wie durch intensivierte Beratung und Qualifizierungsverbün-
de von Betrieben könnte vermutlich mehr erreicht werden.
So gesehen hat Kurzarbeit nicht nur eine befristete beschäf-
tigungssichernde Funktion, sondern kann mit Qualifizierungs-
maßnahmen in der Ausfallzeit auch zur betrieblichen Anpas-
sung an einen wirtschaftstrukturellen Wandel beigetragen
werden.
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Beschäftigungskrise: Wie können die
Folgen für den Arbeitsmarkt abgefedert
werden?
Die schwere Finanz- und Wirtschaftskrise hat zu nicht ge-
kannten Auftragseinbrüchen insbesondere in den wettbe-
werbsstarken und exportorientierten Sektoren geführt. Den-
noch ist die Arbeitslosigkeit bisher weniger stark angestie-
gen als in vielen anderen Industrienationen. Dies ist insbe-
sondere darauf zurückzuführen, dass in Deutschland Ar-
beitszeitkonten und Kurzarbeit als betriebsinterne Flexibili-
tätsinstrumente intensiv genutzt und Beschäftigung – zu-
mindest vorübergehend – so gesichert werden konnte. In
Ländern hingegen, die stärker auf »externe Flexibilität« wie
befristete Beschäftigung und niedrigen Kündigungsschutz
setzen, stieg die Arbeitslosigkeit weit stärker. Doch auch bei
uns sind die Risiken einer längeren Rezession beachtlich.
Auch wenn einige konjunkturelle Indikatoren sich nicht wei-
ter eintrüben sollten, steht das Schlimmste am Arbeitsmarkt
noch bevor.
Vorrangig muss jetzt die Weltwirtschaft möglichst nachhal-
tig stabilisiert, zugleich neue Exzesse an den Finanzmärk-
ten verhindert und den krisengeschüttelten Betrieben die
notwendigen liquiden Mittel durch die Geschäftsbanken
zur Verfügung gestellt werden. Nur wenn den Unterneh-
men die Luft nicht ausgeht, um Beschäftigung auch im tie-
fen Krisental möglichst zu halten, können die arbeitsmarkt-
politischen Hilfen zur personellen Stabilisierung voll wirksam
werden. 
Marktliberalisierung hat versagt
Es ist offensichtlich, dass die Finanzkrise durch eine konti-
nuierliche Marktliberalisierung und deren Versagen verur-
sacht wurde, die mehr als zwei Jahrzehnte lang als wirt-
schaftspolitisches Credo galt. Mit der Öffnung der Kapital-
märkte entstanden lukrative Anlagemöglichkeiten und Märk-
te, die Spekulationsblasen vergrößerten und zum Platzen
brachten. Dies ging einher mit einem Versagen des Risiko-
managements, dass kurzfristiges Denken und Profitstre-
ben förderte und langfristige Risiken vollkommen unter-
schätzte. Aber auch öffentliches wie privates Aufsichtssys-
tem der Finanzmärkte haben versagt. Insbesondere dort,
wo Private-Equity-Investoren Betriebe mit Schulden über-
zogen, zeigen sich jetzt die negativen Folgen.
Die Analysen des IWF zeigen jedoch, dass die durch die Fi-
nanzkrisen verursachten Abschwungsphasen meist schwe-
rer sind und länger dauern. Damit die Risiken bewältigt wer-
den können, müssen national wie international die Grund-
lagen für nachhaltiges und faires Wirtschaften weit über die
Arbeitsmarktpolitik hinaus verbessert werden.
Viel zu lange wurde eine von staatlichem Einfluss »freie Markt-
wirtschaft« gefordert. Doch jetzt wird offenbar, dass nicht
nur im Bankensektor Exzesse verhindert werden müssen
und die Hoffnung auf Selbstregulierung von Märkten und
Sektoren vielfach nicht trägt. Der Staat kann und darf nicht
nur Reparaturbetrieb von Marktversagen sein, sondern muss
zwingend auch die Weichen stellen und die Richtung stär-
ker weisen für gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwick-
lungen. Es geht dabei keinesfalls nur um öffentliche Mittel,
sondern um Spielregeln und Leitplanken, die längerfristi-
gen sozialen und ökologischen Erfordernisse stärker Rech-
nung tragen. Eine langjährige ökonomistisch verkürzte De-
batte und die Jagd nach der schnellen Rendite versperren
hingegen den Blick für gangbare Alternativen.
Stellenwert der Arbeitsförderung
In der Krise rückt einmal mehr die Arbeitsmarktpolitik in
den Mittelpunkt des Interesses. Ebenso wie beim Umstruk-
turierungsprozess in den neuen Ländern ist sie jetzt ge-
fragt. Sie könnte aber schnell überfordert werden, wenn
in den makroökonomischen Politikfeldern keine ursachen-
orientierte Politik betrieben wird. Arbeitsmarktförderung ist
nur sehr bedingt in der Lage, Arbeitsplätze zu schaffen.
Hier sind vorrangig Maßnahmen der Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik gefordert. Je länger der Nachfrageeinbruch an-
hält, desto weniger kann ein Rückgang der Beschäftigung
– allen arbeitsmarktpolitischen Initiativen zum Trotz – ver-
hindert werden. 
Kurzarbeit kann – so erfolgreich sie kurzfristig auch ist – ei-
nen krisenbedingten Arbeitsplatzabbau allenfalls verschie-
ben, nicht jedoch vollständig verhindern. Die durch arbeits-
marktpolitische Überbrückungsmaßnahmen gewonnene Zeit
muss dringend genutzt werden, um beschäftigungspoliti-
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sche Brücken zu stabilisieren und auszubauen sowie alter-
native Pfade einzuschlagen. Denn auf absehbare Zeit dro-
hen mehr Arbeitsplätze wegzubrechen als neue entstehen.
Der Beitrag der Arbeitsförderung zur Krisenbewältigung soll-
te insbesondere folgende Prioritäten umfassen:
• Sicherung gefährdeter Arbeitsplätze,
• Beitrag zu alternativer Beschäftigung,
• Anhebung des Qualifikationsniveaus,
• gute statt prekäre Arbeit,
• Abbau von sozialer Ungleichheit und angemessene Ein-
kommenssicherung,
• gerechte Finanzierung von Krisenlasten.
Sicherung von Arbeitsplätzen
Nach Jahren betrieblicher Traumrenditen gilt es jetzt, Mas-
senentlassungen möglichst zu verhindern. Vielerorts ringen
Gewerkschafter, Betriebsräte und Betriebe gemeinsam hier-
um. Es geht völlig an den Problemen der Praxis vorbei, wenn
jetzt teils schon wieder reflexartig ein Abbau des Kündigungs-
schutzes und der Rechte von Betriebsräten gefordert wird.
Gefragt sind vielmehr Konzepte für den Fall, dass Kurzar-
beit allein die Beschäftigung nicht mehr sichern kann. Bei
stagnierendem oder sogar schrumpfendem Arbeitsvolumen
ist eine (vorübergehende) Arbeitszeitreduzierung sinnvoll, um
Massenarbeitslosigkeit entgegenzwirken. Neben Überlegun-
gen zu einer Modifizierung der BA-geförderten Altersteilzeit
sollte eine Reduzierung der Arbeitszeit – beschränkt auf
die Dauer der Krise – ermöglicht werden. Damit sollten Ar-
beitgeber im Einvernehmen mit den betroffenen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern in die Lage versetzt werden,
die Arbeitszeit vorübergehend zu reduzieren und so dem ge-
ringeren Arbeitsanfall anzupassen, ohne dass es zu Kündi-
gungen kommt. Dies könnte insbesondere auf Betriebe zie-
len, die die Kurzarbeitregelung bereits ausgeschöpft haben.
Eine öffentliche Förderung als Flankierung solcher Initiati-
ven erscheint sinnvoll.
Soweit Entlassungen nicht verhindert werden können, sol-
len und müssen auch Transfergesellschaften wichtige Hil-
festellungen bei den Wiedereingliederungsbemühungen und
der Suche nach einem neuen Arbeitsverhältnis leisten. Da-
mit dieses Ziel besser verfolgt werden kann, sollten die Be-
triebsparteien zu einer frühzeitigen Beratung durch die Ar-
beitsagenturen verpflichtet werden und qualitative Mindest-
standards für die Transfergesellschaft vorgeschrieben wer-
den. Zugleich sollte die Förderdauer generell auf zwei Jah-
re verlängert werden; dies ist insbesondere notwendig, da-
mit Qualifizierungsmaßnahmen zu einem beruflichen Ab-
schluss führen können. Um die betrieblichen Aussiebpro-
zesse bei evtl. Ausgliederung und Wiedereinstellung von Be-
schäftigten des Betriebes nicht noch zu forcieren, wird eine
sehr offenes und unkonditioniertes Wahlrecht des Betriebes
zum Rücklauf von Arbeitskräften als wenig zielführend an-
gesehen.
Neue und alternative Beschäftigung schaffen
Dies sollte mit einer Neuausrichtung der Industriepolitik so-
wie der Bildungs- und Familienpolitik einhergehen. Nach-
holbedarf gibt es beispielsweise bei sozialen Dienstleistun-
gen, wie der Kinderbetreuung und Erziehung, der Kranken-
und Altenhilfe sowie im Bildungs- und Gesundheitsbereich.
All das sind Aufgaben, die sich nur schlecht über den Markt
lösen lassen. Im Vergleich mit den skandinavischen Ländern
zeigen sich hier große Beschäftigungspotentiale, die es vie-
len Beschäftigten ermöglichen, Beruf und Familie besser
zu verbinden.
Neue Technologien und Innovationen können ebenso mit
einem Schub zur industriellen Modernisierung verbunden
werden. Die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und
die Zukunftsfähigkeit von Arbeitsplätzen werden immer
mehr davon abhängen, wie die Technologien und Strate-
gien zur Energie- und Ressourceneinsparung genutzt wer-
den. Zu den Branchen, in denen Energie eine Schlüssel-
rolle spielt, zählen z.B. Transport und Verkehr, Gebäude-
technik, energieintensive Industrien, Maschinen- und An-
lagenbau, Informationstechnologie und die Energiewirt-
schaft selbst. Innovationen und Investitionen in diesen Be-
reichen sind eine qualitative Alternative zu bloßen Kosten-
senkungsstrategien. 
Die Forschung und die Innovationen sind auszubauen, da-
mit die komparativen Vorteile in Sektoren mit hoher Wert-
schöpfung möglichst erhalten bleiben. Um einen Markt
mit schadstoffärmeren Produkten und Diensten zu schaf-
fen, muss sich nicht zuletzt das Verhalten der Verbraucher
ändern. 
Preise, die die realen Kosten widerspiegeln und steuerliche
Maßnahmen, die Umweltverschmutzung und Energiever-
brauch berücksichtigen, haben einen weit größeren Einfluss
auf den Strukturwandel, als es arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen haben können. Es geht keinesfalls immer um öf-
fentliche Investitionen, sondern auch um staatliche Stan-
dards und Anreize, die beispielsweise über aussagefähige
Gütesiegel oder eine weiterentwickelte Netzaufsicht bzw.
Rahmenbedingungen zum Ausbau des Energienetzes pri-
vate Initiativen fördern könnte.
Anhebung des Qualifikationsniveaus
Wenn Deutschland weiterhin ein international wettbewerbs-
fähiger Standort bleiben will, muss Bildung allgemein und
im Betrieb eine größere Rolle spielen. Wir brauchen entspre-
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chend qualifizierte Menschen, deren Leistung nicht so schnell
woanders zu kopieren ist. Die Ausbildung von Kindern und
Jugendlichen muss ebenso verbessert werden, wie die Fort-
bildungsmöglichkeiten für Erwachsene.
Die Bildungsexpansion vergangener Jahre ist längst einer
Bildungsstagnation gewichen. Die Kombination von Kurz-
arbeit und Weiterbildung bietet die Chance, einige Versäum-
nisse der Vergangenheit auszubügeln. Deutschland nimmt
im internationalen Vergleich bei der betrieblichen Weiterbil-
dung einen Platz in der unteren Mitte ein, deutlich hinter Län-
dern wie Dänemark, Schweden, Frankreich oder Großbri-
tannien. In der Weiterbildung während der Kurzarbeit sollte
geklotzt und nicht gekleckert werden. Über die Förderung
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung hinaus ist eine steu-
erfinanzierte und konzentrierte Bildungsaktion von Bund und
Ländern zum Abbau schulischer Defizite überfällig. Doch
es bleibt nach wie vor schleierhaft, wie sie dies erreichen
wollen. Die Arbeitslosenversicherung beispielsweise wird
massiv belastet, weil wir beim Abbau der fast 80 000 Schul-
abbrecher pro Jahr und einer besseren Integration von Mig-
rantenkindern kaum weiter kommen.
Diejenigen, die frühzeitig das Bildungssystem verlassen und
nur eine niedrige formale Qualifikation haben, müssen drin-
gend als Erwachsene eine »zweite Chance« auf Erwerb ei-
nes formellen Abschlusses erhalten. Maßnahmen, Kosten
und Lebensunterhalt beim Nachholen schulischer und be-
ruflicher Abschlüsse von Erwachsenen sollten ebenso wie
beim Meister-Bafög heute schon als Zuschuss oder auf Dar-
lehensbasis gefördert werden können.
Gute statt prekäre Arbeit
Die Zunahme prekärer Beschäftigung und Armut trotz Er-
werbstätigkeit sind Alarmsignale, die nicht länger ignoriert
werden können. Auch im letzten Wirtschaftsaufschwung hat
sich der Niedriglohnsektor ausgeweitet. Besonders schlecht
zahlen insbesondere einige auf den Binnenmarkt ausgerich-
tete Dienstleistungssektoren wie das Gastgewerbe, wo gut
die Hälfte aller Vollzeitbeschäftigten im Niedriglohnsektor tä-
tig ist, und sogar drei Viertel der atypisch Beschäftigten.
Rund 360 Mill. € monatlich muss der Staat allein über Hartz
IV aufwenden, um allein sozialversichert Beschäftigten das
gesellschaftliche Existenzminimum zu sichern. Die flächen-
deckende Verankerung von Mindestlöhnen nicht unter 7,50€
würde den Staat nicht nur finanziell entlasten, sondern könn-
te zugleich ein Beitrag zur notwendigen Stützung der Bin-
nenkonjunktur sein.
Neu geregelt werden müssen ebenso die Rahmenbedin-
gungen für Leiharbeit. Durch die Aufhebung des Synchro-
nisationsverbots hat sich das Entlassungsrisiko für Leihar-
beitskräfte wie in keiner anderen Branche erhöht. Die Ver-
leiher selbst müssen nahezu kein personalpolitisches Risi-
ko mehr tragen und verlagern es auf Beschäftigte bzw. Ar-
beitslosenversicherung. Handlungsbedarf ist auch deshalb
gegeben, weil Leiharbeit gezielt zum Ersatz regulärer Be-
schäftigung genutzt wird.
Ebenso sollte die Humanisierung der Arbeitswelt wieder
auf die Tagesordnung gesetzt werden, damit mehr Men-
schen in Würde und gesund die gesetzliche Altersgrenze er-
reichen. Der demographische Wandel zeigt hier ebenso wie
bei der Ausbildung der Jugendlichen, dass kurzfristige und
längerfristige Herausforderungen dicht bei einanderliegen
und mit weit mehr Nachdruck angegangen werden müssen.
Abbau von sozialer Ungleichheit und Armut
Das Wachstum von Einkommensungleichheit und Armut
in den letzten Jahren hat zur Schwächung der Binnenkon-
junktur beigetragen und die Exportlastigkeit der deutschen
Wirtschaft begünstigt. Eine Fortsetzung dieser Politik ver-
knüpft mit sozialpolitischen Einschnitten wäre ökonomisch
sehr risikoreich und kann den sozialen Sprengstoff fördern.
Die Lohnbildung sollte keinesfalls länger hinter dem Pro-
duktivitätstrend zurückbleiben, sondern wieder daran an-
schließen, damit der Inlandskonsum möglichst nicht noch
einbricht.
Eine ganz neue Krisenerfahrung ist, dass viele Erwerbstä-
tige bei Arbeitslosigkeit oftmals nicht mehr in den Schutz
der Arbeitslosenversicherung kommen oder schnell ins
Hartz-IV-System abrutschen oder keine Unterstützungs-
leistungen erhalten. Bereits jeder dritte der ehemals Er-
werbstätigen wird bei Verlust des Jobs hilfebedürftig und
rutscht ins Hartz-IV-System. Viele könnten von Hartz IV ver-
schont bleiben, wenn die gültige zweijährige Rahmenfrist
für die notwendigen Beitragszeiten zumindest um ein Jahr
verlängert würde. Darüber hinaus muss der Schutz der Ar-
beitslosenversicherung dringend ausgebaut werden, vor al-
lem dann, wenn die Krise länger andauert. Nur ein gutes
Drittel aller registrierten Arbeitslosen erhält aktuell noch Ar-
beitslosengeld. Lohnersatzleistungen sollten in der Krise
länger gezahlt werden.
Gerechte Finanzierung von Krisenlasten
Die Finanz- und Wirtschaftskrise reißt riesige Löcher in die
öffentlichen Haushalte. Die finanziellen Rücklagen der Ar-
beitslosenversicherung, die bei guter Konjunktur in den
letzten drei Jahren aufgebaut werden konnten, werden
jetzt in nur einem Jahr nahezu aufgezehrt. Sehenden Au-
ges wird die Arbeitslosenversicherung in eine Schulden-
situation getrieben, aus der sie in den nächsten Jahren
aus eigener Kraft nicht mehr herauskommen wird. Wie
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kein anderer öffentlicher Haushalt hat sie bei guter Kon-
junktur zwar finanzielle Vorsorge betrieben, wird jetzt aber
in der Finanz- und Wirtschaftskrise mit den finanziellen
Folgen allein gelassen.
Konjunkturbedingte Defizite der Arbeitslosenversicherung
werden seit 2006 nicht mehr durch steuerliche Zuschüsse
ausgeglichen, sondern nur noch als rückzahlbare Darlehen
des Bundes zur Verfügung gestellt. Dabei kommt der Defi-
zithaftung des Bundes für unerwartete konjunkturbedingte
Ausgabeüberhänge der Arbeitslosenversicherung die zen-
trale Aufgabe zu, auch gesetzliche Pflichtleistungen in
schwierigen Zeiten erfüllen zu können. Die Defizithaftung
muss schnellstens wieder eingeführt werden, wenn die kon-
junkturelle Stabilisierungsfunktion der Arbeitslosenversiche-
rung nicht außer Kraft gesetzt werden soll.
Der Verwaltungsrat der BA hat die Abschaffung dieser staat-
lichen Defizithaftung ebenso wie DGB und BDA »entschie-
den abgelehnt«. Zugleich betonen sie, dass die besonde-
ren Lasten der Arbeitslosenversicherung in der aktuellen
Wirtschaftskrise »wie andere Fördermaßnahmen von Bund,
Ländern und Kommunen auch aus Steuermitteln finanziert
werden (müssen)« (Erklärung des BA-Verwaltungsrats vom
8. Mai 2009). Wer jedoch die Frage nach einer verteilungs-
gerechten Finanzierung der Krisenlasten sichert, zugleich
aber Steuersenkungen in Aussicht stellt, der hat aus der
größten Nachkriegskrise noch nichts gelernt oder will der
Bevölkerung wider besseren Wissens Sand in die Augen
streuen.
Funktioniert doch – oder? Zur Krisen-
festigkeit des deutschen Arbeits-
marktes in und nach der Rezession
Auch notorische Nörgler müssen derzeit konzedieren, dass
der deutsche Arbeitsmarkt – gerade im internationalen Ver-
gleich und unter Berücksichtigung der besonderen Schwe-
re der Krisenfolgen für die exportlastige deutsche Volks-
wirtschaft – eine hervorragende Performance aufweist. So
ist es gelungen, das eigentlich bereits seit längerem erwar-
tete Hineinfressen der Krisenfolgen in den Arbeitsmarkt ab-
zufedern. Wie konnte dies erreicht werden?
Man muss an dieser Stelle vorweg daran erinnern, dass die
Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft in der zurück-
liegenden Aufschwungsphase von 2004 bis in das Jahr 2008
hinein von einer zunehmend hochproduktiven Exportwirt-
schaft getragen wurde, was sich in den entsprechenden Au-
ßenhandelsüberschüssen abgebildet hat. Auch die – wie im-
mer zeitverzögert einsetzende – Belebung am Arbeitsmarkt
muss in diesen spezifischen Nachfragekontext eingeordnet
werden, während zugleich eine zentrale Kritik am bisherigen
deutschen Modell auf die parallele Schwäche der Binnen-
nachfrage abstellt, die dazu geführt habe, dass die tatsäch-
liche Beschäftigungsentwicklung weit unter dem Möglichen
geblieben ist und zugleich eine erhebliche Umverteilung zwi-
schen den Lohneinkommen und den Einkommen aus selb-
ständiger Tätigkeit sowie aus Kapitalvermögen stattgefun-
den hat.1
Ein Blick auf die Daten verdeutlicht die auch wirtschafts-
historisch neuen Dimensionen dieser Umverteilung, die als
wesentlich für den »Erfolgspfad« des exportorientierten
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Wachstums gilt: »Die Nettoreallöhne sind in Deutschland
seit Anfang der neunziger Jahre kaum gestiegen. Von 2004
bis 2008 gingen sie sogar zurück, eine in der Geschichte
der Bundesrepublik einmalige Entwicklung, denn nie zu-
vor ging ein durchaus kräftiges Wirtschaftswachstum mit
einer Senkung der realen Nettolöhne über mehrere Jahre
einher. Maßgeblich hierfür ist nicht etwa eine höhere Be-
lastung der Lohneinkommen durch Steuern und Sozial-
abgaben, sondern die – auch im internationalen Vergleich
– außerordentlich schwache Steigerung der Entgelte. Die-
ser Befund ist umso bemerkenswerter, als sich die Quali-
fikation der beschäftigten Arbeitnehmer im Durchschnitt
erhöht hat, was für sich genommen einen deutlichen An-
stieg der Verdienste hätte erwarten lassen.«2 In diesem
Jahrzehnt resultierte daraus, dass die Arbeitnehmerentgel-
te in Deutschland um ein Zehntel abgenommen haben,
während sie z.B. in Großbritannien um rund ein Fünftel
gestiegen sind. Deutschland ist mit Blick auf die zurück-
liegenden Jahre ein Ausnahmefall im europäischen Ver-
gleich. Natürlich hatte dies Auswirkungen auf die Binnen-
nachfrage in Deutschland, denn bekanntlicherweise zeich-
nen sich die Umverteilungsgewinner der letzten Jahre nicht
durch hohe marginale Konsumquoten, sondern durch ent-
sprechend hohe Sparquoten aus. Zugleich – und mit Blick
auf den Arbeitsmarkt zusätzlich hoch relevant – ist diese
Entwicklung auf der Einkommensseite von einer fortschrei-
tenden Polarisierung der Einkommensverteilungsstruktu-
ren sowie einer massiven Ausfransung im unteren Bereich
des Arbeitsmarktes im Sinne einer Expansion des Nied-
riglohnssektors und einer Zunahme der atypischen Be-
schäftigungsverhältnisse begleitet worden (vgl. die aktu-
elle Bestandaufnahme des Statistischen Bundesamtes
2009). 1998 standen noch fast drei Viertel (72,6%) der Er-
werbstätigen in einem Normalarbeitsverhältnis, 2008 wa-
ren es nur noch 66,0%. Der Anteil atypischer Beschäfti-
gungsformen stieg im gleichen Zeitraum von 16,2 auf
22,2%. Unter allen Arbeitnehmern in Deutschland lag der
Niedriglohnanteil3 bei 20,0%, während fast jeder zweite
atypisch Beschäftigte (49,2%) einen Bruttostundenlohn un-
ter der Niedriglohngrenze erhielt.
Diese Daten werden hier deshalb in Erinnerung gerufen, weil
die Antwort auf die Frage, warum es bislang gelungen ist,
ein Durchschlagen der Krise auf den Arbeitsmarkt relativ
erfolgreich zu verhindern, in dem Faktum zu finden ist, dass
sich die in der Vergangenheit vernachlässigte Binnennach-
frage in den vergangenen Monaten als der Stabilitätsanker
in der deutschen Volkswirtschaft erwiesen hat. Dies wurde
im Wesentlichen über vier Wirkkanäle erreicht:
– Sicherung von Beschäftigung über subventionierte Ar-
beitszeitverkürzung (Kurzarbeit),
– Mobilisierung privater Kaufkraft durch die Subventionie-
rung des Autokaufs (Abwrackprämie) sowie in einem ge-
ringeren Umfang auch durch geringfügige gestiegene
Transferleistungen (Renten und Regelsätze im SGB II)4,
– sukzessiv sich entfaltende Wirkungen der staatlichen Kon-
junkturprogramme,
– Preisstabilität bzw. Preissenkungen, vor allem bei den
Energiepreisen, die zu einer realen Kaufkrafterhöhung der
privaten Haushalte geführt hat,
– insofern ist es nicht übertrieben, an dieser Stelle von ei-
nem »Erfolgsmodell« der Nachfrageorientierung zu spre-
chen – die ja auch international die Krisenbewältigung
dominiert.
Umso irritierender sind Positionierungen in der wirtschafts-
politischen Debatte, die zugespitzt formuliert »immer mehr
vom Gleichen« als Lösungsvorschlag servieren. Nach die-
ser Auffassung seien ein flächendeckender Mindestlohn und
auch Lohnsteigerungen Gift für die Erwerbstätigkeit in
Deutschland – selbst in wirtschaftlich besseren Zeiten. Mit
Blick auf einen zukünftigen Aufschwung wird das Altbekann-
te rezeptiert: Um eine »Eskalation in Beschäftigung hinein«zu
ermöglichen, solle die Arbeitsmarktpolitik neben dem Ver-
zicht auf Mindestlöhne durch Zeitarbeit und eine »Flexibili-
sierung« des Kündigungsschutzes für normale Beschäfti-
gungsverhältnisse angebliche »Marktbarrieren« abbauen.
Natürlich soll auch die geringfügige Beschäftigung erhalten
bleiben. Aber es gibt auch abweichende empirische Be-
funde zu den postulierten »sicheren Aussagen«: Und die
Aussagen zum Mindestlohn sind, gerade in der angelsäch-
sischen Literatur, die kein einheitlich negatives Bild von Min-
destlohnregulierungen zeichnet, umstritten. Es fehlt auch ein
Hinweis zur vorliegenden empirischen Forschung, nach der
man derzeit keinesfalls davon sprechen kann, dass das Dre-
hen am Kündigungsschutz einen signifikant positiven Be-
schäftigungsbeitrag leisten kann.5Und auch ein Hinweis dar-
auf, dass die deutsche Variante der Deregulierung der Zeit-
arbeit, die doch bis zur Krise zunehmend als faktische Lohn-
senkungsstrategie im Sinne einer Tarifflucht genutzt wor-
den ist, durchaus – und gerade mit Blick auf eine noch grö-
ßere Inanspruchnahme – begründungspflichtig ist. So ist in
anderen Ländern das »Equal-pay«-Prinzip zwischen Leih-
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2 Vgl. Brenke (2009). Man darf in diesem Zusammenhang tatsächlich von
einer »Radikalisierung der Umverteilung« sprechen, denn das Muster im
letzten Aufschwung war nicht, dass die Arbeitnehmer nur einen kleineren
Teil des erwirtschafteten Zuwachses erhalten haben, sondern sie haben
real weniger bekommen als vorher.
3 Als Niedriglohn wird mit Bezug auf die OECD-Definition ein Stundenlohn
definiert, wenn er weniger als zwei Drittel des Medians aller erfassten Brut-
tostundenlöhne beträgt. Im Jahr 2006 lag diese Niedriglohnschwelle bei
9,85 €.
4 Insgesamt zeigt sich gegenwärtig die Effektivität unserer sozialen Siche-
rungssysteme als »automatische Stabilisatoren«, ein Aspekt, der bei der
vorherrschenden rein kostenorientierten Sicht häufig vernachlässigt oder
gar ausgeblendet wird. Auch im Ausland wird diese Seite des deutschen
»Erfolgsmodells« zunehmend erkannt.
5 Und auch kein Hinweis auf mit dereguliertem Kündigungsschutz nachge-
wiesen erfolgreiche Länder wie Dänemark, die aber im Sinne einer »win-
win-Situation« gleichzeitig die Lohnersatzleistungen für die Arbeitnehmer
generös ausgestaltet haben (vgl. hierzu auch Sell 2008).Zur Diskussion gestellt
und Stammarbeitnehmern nicht nur tatsächlich umgesetzt,
sondern wie in Frankreich sogar überschritten, da dort die
Leiharbeiter einen »Flexibilitätszuschlag« von 10% erhalten
– und dennoch ist der Anteil der Leiharbeiter doppelt so groß
wie bei uns (vgl. hierzu auch die aktuelle Studie von Vanse-
low und Weinkopf 2009).
Die »klassischen« Empfehlungen korrespondieren mit ei-
nem erkennbaren Trend, dass die »neomerkantilistische«
Fraktion – die auf eine Fortführung des vermeintlichen Er-
folgspfades eines exportorientierten Wachstums im An-
schluss an die aktuelle Rezession setzt – erneut Ober-
wasser gewinnt. Unabhängig davon, ob die Reanima-
tion dieser in der Vergangenheit »erfolgreichen« Strate-
gie auch in Zukunft tragen wird6, versperren beide Sicht-
weisen den Zugang zu einem Begreifen des »Erfolgsmo-
dells« Deutschland in der gegenwärtigen Krise. Neben
der generellen Bedeutung einer korrigierten Bewertung
einer gesamtwirtschaftlichen Nachfrageorientierung geht
es vor allem um die erkennbare Effektivität der oftmals
kritisierten Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinne (Beispiel
Kurzarbeit)7 wie auch um die Tatsache, dass viele Be-
triebe über den Tellerrand der aktuellen Krise hinaus bli-
cken und in der Praxis erhebliche Lerneffekte zu konsta-
tieren sind, was beispielsweise das Halten der Beleg-
schaften nicht nur vor dem Hintergrund der Hoffnung
auf einen baldigen konjunkturellen Aufschwung angeht,
sondern sich speist aus den Erfahrungen der Kosten ei-
ner Personalrekrutierung im Kontext des Megatrends ei-
nes in vielen Bereichen zunehmenden Fachkräfteman-
gels, der doch nur derzeit krisenbedingt überlagert, aber
nicht aufgehoben wird.
Also alles gut und weiter so bis bisher?
Nein, natürlich nicht, wie bereits ein erster Blick auf die
Arbeitslosigkeitsdaten verdeutlichen kann. So wurden im
August 2009 offiziell 3,47 Mill. Menschen als Arbeitslose
ausgewiesen – und leider wird allein diese Zahl in den Me-
dien herausgestellt. Die BA weist mittlerweile selbst in ih-
ren monatlichen Arbeitsmarktberichten ergänzend die so
genannte »Unterbeschäftigung« aus, die vor allem die Ent-
lastungswirkungen durch die arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen (ohne Kurzarbeit) mit abbilden soll. Diese »Unter-
beschäftigung« wurde mit 4,54 Mill. Menschen quantifiziert
und unter Berücksichtigung der Entlastungswirkungen sei-
tens der Kurzarbeit – umgerechnet in Vollzeitäquivalenten
– erhöht sich die »Unterbeschäftigung« auf stattliche
5,02 Mill. Personen.
Trotz der erheblichen Auffangfunktionalität der Kurzarbeit
hat es bezogen auf die registrierte Arbeitslosigkeit im
SGB-III-Bereich, also in der Arbeitslosenversicherung, ge-
genüber dem Vorjahr eine Steigerung von 26% gege-
ben, während sich der Anstieg im SGB-II-Bereich, also
im Grundsicherungssystem, (bisher) lediglich auf 1% be-
lief. Erkennbar und nicht überraschend schlägt die aktu-
elle Krise derzeit primär im System der Arbeitslosenver-
sicherung auf – und die Zunahme wird sich nach der an-
stehenden Bundestagswahl am 27. September noch mal
ausweiten. Insofern sei an dieser Stelle darauf hingewie-
sen, dass es mit Blick auf eine von Ökonomen zuneh-
mend in Aussicht gestellte baldige Erholung durchaus Ar-
gumente für eine temporäre, also befristete Verlängerung
des Arbeitslosengeldes I geben kann, um die Stabilisie-
rung durch dieses Sicherungssystem etwas in die nahe
Zukunft zu verlängern.
Diese Überlegung wird unterstützt durch die erwartbaren
Wellen in das Grundsicherungssystem hinein, eine erste
im Herbst dieses Jahres und eine zweite im kommen-
den Jahr. Und hier haben wir nun erheblichen Handlungs-
bedarf, denn nach den erheblichen Anlaufproblemen des
neuen Systems in den Jahren 2005 und 2006 durften
wir eine sukzessive Normalisierung in den Jahren 2007
bis 2008 erleben, die zu einer langsam steigenden Funk-
tionsfähigkeit des SGB-II-Systems geführt hat. Dieser
Prozess wurde aber im Gefolge des Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit der Ar-
beitsgemeinschaften als Regelmodell der gemeinsamen
Aufgabenwahrnehmung von BA und Kommunen (BVerfG,
2 BvR 2433/04 vom 20. Dezember 2007) und dem Kar-
dinalversagen der politischen Elite bei der Frage einer
Neuregelung der Trägerschaft und Aufgabenwahrneh-
mung gestoppt. Dies hat erhebliche Auswirkungen auf
die Betreuung der erwerbsfähigen Hilfeempfänger im
SGB-II-Bereich. Derzeit berichten Arbeitsgemeinschaf-
ten hinsichtlich ihres Personalkörpers von Fluktuations-
quoten von bis zu 30%! Und es sind naturgemäß häufig
nicht die schlechtesten Kräfte, die angesichts der exis-
tenziell unsicheren Rahmenbedingungen aus dem Sys-
tem aussteigen. Das hat gerade in Bereichen wie der Ar-
beitsvermittlung und der Arbeitsmarktpolitik, die ganz er-
heblich auf Erfahrungs- und Kontextwissen angewiesen
sind, massive Qualitätsverluste zur Folge. Und das in ei-
nem Bereich, der bereits strukturell, also auch in »gu-
ten« Zeiten, erhebliche Schwierigkeiten hat, den primä-
ren Integrationsauftrag in Erwerbstätigkeit erfüllen zu kön-
nen. So hat das IAB in einer Verbleibsstudie für den Zeit-
raum von Anfang 2005 bis Ende 2007 folgendes feststel-
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6 Es ist doch nicht unplausibel, davon auszugehen, dass die »beggar-my-
neighbour«-Politik mit Blick auf die Probleme in den USA, aber auch hin-
sichtlich der Bereitschaft anderer Länder, dauerhaft massive Ungleichge-
wichte im Außenhandel mit Deutschland zu akzeptieren, nach der Krise
mit geringeren Erfolgswahrscheinlichkeiten versehen sein wird.
7 Das bedeutet keinesfalls, dass man das Instrument der Kurzarbeit nun
gleichsam als »Heilmittel« ohne Nebenwirkungen überbewerten und so-
gar noch eine weitere, letztendlich die Sozialisierung betrieblicher Kosten
expandierende Ausweitung fordern sollte, wie dies beispielsweise vorge-
schlagen wird von Bogedan et al. 2009). Vgl. zur Ambivalenz des Instru-
ments Kurzarbeit und damit auch zu seinen systemischen Grenzen Sell
(2009).Zur Diskussion gestellt
len müssen: Die Verbleibsrate der Bedarfsgemeinschaf-
ten vom Anfangsbestand im Januar 2005 beträgt nach
drei Jahren 45%. Vielfach ist auch eine Beendigung des
Leistungsbezugs nicht dauerhaft. Etwa 40% der Perso-
nen sind spätestens nach einem Jahr erneut auf staatli-
che Unterstützung angewiesen. Bereits die bisherige Ent-
wicklung im SGB II war von einer erheblichen Verfesti-
gung charakterisiert: »Viele Bedarfsgemeinschaften blie-
ben dauerhaft auf die Grundsicherung angewiesen. Es
gibt einen beträchtlichen Kern an teils verfestigtem Lang-
zeitbezug, teils an wiederholter Bedürftigkeit mit langen
Bezugszeiten … Damit zeichnet sich unter den Leistungs-
beziehern eine Gruppe von Haushalten ab, die trotz aller
Aktivierungsbemühungen über längere Zeiträume auf die
sozialpolitische Funktion der Einkommenssicherung des
SGB II angewiesen sind.«8
Es steht zu befürchten, dass das Anschwellen der Hilfeemp-
fängerzahlen im Grundsicherungssystem in den kommen-
den Monaten also auf ein grundsätzlich belastetes System
stößt, dass zusätzlich durch die offenen Fragen der institu-
tionellen Ausgestaltung angespannt ist.
Eine der ersten Aufgaben nach der Bundestagswahl muss
deshalb die schnelle und verbindliche Neuregelung der Job-
center-Frage sein. Hier ist bereits viel zu viel Zeit verschwen-
det worden.
Darüber hinaus sollte gerade im SGB II-Bereich hinsichtlich
der aktiven Arbeitsmarktpolitik eine deutliche Umorientie-
rung eingeleitet werden – konkret im Sinne einer massiven
Ausweitung der Qualifizierung, vor allem der qualitativ hö-
herwertigen Maßnahmen, die zu einem neuen Berufsab-
schluss führen. Gerade diese Maßnahmen sind in der Ver-
gangenheit zugunsten von kurzen, billigen Maßnahmen ein-
gedampft worden, obgleich aus der Wirkungsforschung be-
kannt ist, dass gerade die häufig kritisierten Umschulungs-
maßnahmen volkswirtschaftlich wie auch hinsichtlich der
Betroffenen in mittel- und langfristiger Sicht die besten Er-
gebnisse zeigen.9 Dabei sollte vor allem auf die nicht-ver-
lagerungssensiblen Beschäftigungsbereiche mit zugleich
großen Wachstumspotentialen (z.B. Gesundheitswirtschaft,
Bildung und Betreuung) abgestellt werden, was allerdings
isoliert auch keine Lösung wäre, sondern beschäftigungs-
politisch flankiert werden müsste durch eine bewusste Ent-
scheidung, diese Bereiche auch auszubauen und nicht et-
wa wie im Gesundheitsbereich gegenteilig eine Abbau-
strategie zu fahren.
Darüber hinaus wird hier arbeitsmarktordnungspolitisch da-
für plädiert, statt zusätzliche und schnittstellenbelastete Kom-
bilohnprogramme durch Ausweitung der aufstockenden
Subventionierung im SGB-II-Bereich bei gleichzeitiger Ver-
weigerung einer Lohnuntergrenze durch einen Mindestlohn
zu schaffen oder an den verzerrenden Geringfügigkeitsre-
gelungen (die es übrigens nur in Deutschland und Öster-
reich gibt) festzuhalten, neben dem Einstieg in einen allge-
meinen Mindestlohn darüber nachzudenken, nach Wegfall
der Geringfügigkeitsregeln die Beitragssätze zur Sozialver-
sicherung erst langsam und stufenlos steigen zu lassen,
um dadurch Geringverdiener zu entlasten.
Letztendlich muss man aber akzeptieren, dass die Arbeits-
marktpolitik im engeren Sinne nur sehr eingeschränkte Frei-
heitsgrade der Problembewältigung hat und haben kann
– was angesichts der Tatsache, dass es sich bei den Ar-
beitsmärkten um abgeleitete Märkte handelt, die im We-
sentlichen nach der hier vertretenen Auffassung determi-
niert werden von den Nachfragebedingungen in der Gü-
terwirtschaft. Insofern muss der beschäftigungspolitische
Schwerpunkt vorgängig im Bereich eines rationalen 
Policy-Mix aus Angebots- und (für Deutschland besonders)
Nachfragepolitik liegen.
Mittel- und langfristig stellt sich eine ganz andere Aufgabe
als die derzeitig angezeigte Strategie einer kurzfristigen Sta-
bilisierung der Funktionalitäten in der Arbeitslosenversiche-
rung (z.B. durch eine befristete Verlängerung des Arbeitslo-
sengeldes I) und der Herstellung einer halbwegs funktionie-
renden Auffangfunktion im Grundsicherungssystem. Da
müsste es um die produktive Weiterentwicklung des be-
stehenden, aber tradierten Sicherungssystems bei Erwerbs-
losigkeit in Richtung auf eine »Beschäftigungsversicherung«
gehen, um den immer fluider werdenden Arbeitsmarkt mit
seinen durchaus positiven Potentialen für die Volkswirtschaft
auch erträglich zu machen für die Menschen, die mit immer
mehr risikoreichen Übergängen konfrontiert sind und die
nicht nur aktiviert und mobilisiert werden wollen, sondern
die auch Sicherheiten brauchen, wenn sie Risiken auf sich
nehmen.10
Literatur
Bogedan, C. et al. (2009), Vom Schutzschirm zum Bahnbrecher – Anforde-
rungen an die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik in der Wirtschaftskri-
se, Hans Böckler Stiftung, Düsseldorf.
Brenke, K. (2009), »Reallöhne in Deutschland über mehrere Jahre rückläu-
fig«, DIW Wochenbericht (33), 550–560. 
Flassbeck, H: und F. Spiecker (2007), Das Ende der Massenarbeitslosigkeit,
Westend Verlag, Frankfurt.
Flassbeck, H: (2009), Gescheitert. Warum die Politik vor der Wirtschaft ka-
pituliert, Westend Verlag,Frankfurt.
Graf, T. und H. Rudolph (2009), »Viele Bedarfsgemeinschaften bleiben lan-
ge bedürftig«, IAB-Kurzbericht Nr. 5, Nürnberg.
Lechner, M., R. Miquel und C. Wunsch (2005), »Long-Run Effects of Public
Sector Sponsored Training in West Germany«, IAB-Discussion Paper No. 3.
62. Jahrgang – ifo Schnelldienst 17/2009
19
8 Vgl. Graf und Rudolph (2009). Die beiden Autoren verdeutlich zudem die
gesellschaftliche Relevanz des Grundsicherungssystems: In den ersten
drei Jahren seiner Existenz lag die Reichweite des SGB II bei 18% der
Bevölkerung. Es geht hier wahrlich nicht um Peanuts.
9 Vorausgesetzt, man spannt den Evaluierungsbogen nicht zu kurz. Vgl.
hierzu bereits die Befunde in Lechner, Miquel und Wunsch (2005).
10 Vgl. die konzeptionellen Entwürfe von Günther Schmid (2008), der seit
längerem an diesem Thema arbeitet: Zustimmend hierzu Sell (2009, 227).Zur Diskussion gestellt
Schmid, G. (2009), Von der Arbeitslosen- zur Beschäftigungsversicherung.
Wege zu einer neuen Balance individueller Verantwortung und Solidarität
durch eine lebenslauforientierte Arbeitsmarktpolitik, Berlin, 2008.
Sell, St. (2008), »Ist die Agenda 2010 ein schützenswertes Gut? Umstritte-
ne und eigentlich notwendige Korrekturen der Arbeitsmarktreformen«, ifo
Schnelldienst 61(2), 16–19.
Sell, St. (2009), »Jenseits der Überhöhung und Verkürzung – Perspektiven
einer Arbeitsmarktpolitik der Mitte«, in: D. Haubner, E. Mezger und H. Schwen-
gel (Hrsg.), Reformpolitik für das Modell Deutschland, Metroplis, Marburg,
227–249.
Sell, St. (2009), »Wo gehobelt wird, fallen auch Späne«. Zur Ambivalenz der
Kurzarbeit als arbeitsmarktpolitisches Instrument, Remagener Beiträge zur
aktuellen Sozialpolitik 05-2009, Remagen.
Statistisches Bundesamt (2009), Niedrigeinkommen und Erwerbstätigkeit,
August, Wiesbaden.
Vanselow, A. und C. Weinkopf (2009), Zeitarbeit in europäischen Ländern –
Lehren für Deutschland?, Hans Böckler Stiftung, Düsseldorf.
Problemorientierte Führung in der 
Wirtschaftskrise
Viele Unternehmen aus unterschiedlichen Branchen ste-
hen aufgrund der Wirtschaftskrise vor ernsten Herausforde-
rungen. Die Bundesregierung hatte anlässlich ihres Früh-
jahrsgutachtens 2009 errechnet, dass die Wirtschaftskrise
1 600 Arbeitsplätze pro Tag kostet, also pro Monat etwa
50 000 Jobs. Es ist daher nicht verwunderlich, dass sehr
viele Beschäftigte Angst um ihren Arbeitsplatz haben. Als
ein Ausdruck dessen bescherte die Wirtschaftskrise den Un-
ternehmen in Deutschland die tiefsten Krankenstände seit
Beginn der statistischen Erfassung im Jahr 1970.
Zur Erklärung unseres Führungsansatzes für Problemla-
gen bzw. Krisenzeiten möchten wir als Beispiel das Vor-
gehen von ABB anführen. Das Unternehmen befand sich
Anfang des 21. Jahrhunderts in einer existenziellen Bedro-
hungssituation und schaffte es, diese Krise aktiv, konse-
quent und mit hoher Energie zu bewältigen. Die Ausgangs-
situation für Jürgen Dormann, als er 2002 zum CEO von
ABB ernannt wurde, war dramatisch. ABB sah sich mit
5 Mrd. US-Dollar Schulden und Verlusten in Höhe von
700 Mill. US-Dollar konfrontiert. Zu komplexe Konzern-
strukturen, Fehlentscheidungen und ein zu hohes Maß an
Selbstzufriedenheit hatten dazu geführt, dass sich die vor-
mals hohen Zuwächse in den neunziger Jahren ins Gegen-
teil verkehrt hatten. Die Hauptaufgabe von Dormann war
es zunächst, die Insolvenz von ABB zu verhindern – ein
Kampf ums Überleben. Um die scheinbar unlösbare Auf-
gabe zu bewältigen, brauchte Dormann, das wusste er, die
Unterstützung aller Mitarbeiter des Unternehmens. Nur mit
den Mitarbeitern, ihrem Engagement, ihrem Willen, auch
schmerzhafte, aber notwendige Veränderungsprozesse
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mitzutragen, und natürlich ihrem Fachwissen, war die Ret-
tung von ABB möglich. 
Doch wie ist es in einer scheinbar ausweglosen Situation
möglich, die Mitarbeiter zu mobilisieren, sie zum Anpacken
zu bewegen und typische Reaktionen wie Lähmung, Ver-
unsicherung oder gar Resignation zu überwinden? 
Von den »New Leadership«-Theorien (vgl. Bryman 1992)
und Ansätzen der inspirierenden Führung (vgl. Sashkin
2004) wird ein Sinnmanagement (management of mea-
ning) empfohlen. Im Zentrum dieser Ansätze steht die Kom-
munikation einer begeisternden Vision durch die Führungs-
kraft. Die Vermittlung dieser reizvollen und positiven Visi-
on für die Zukunft soll die Motivation der Mitarbeiter zur Er-
reichung der Ziele erhöhen und für eine Verinnerlichung der
Unternehmensziele sorgen. Doch wie würde in der aktu-
ellen Wirtschaftslage eine solche positive Vision aussehen?
Auf die Frage, »Was ist Ihre Vision für ABB?« sagte Jür-
gen Dormann mitten in dem Prozess der Krisenbewälti-
gung: »Ich mag eine Vision für dieses Unternehmen ha-
ben, aber ich werde diese auf keinen Fall jetzt kommuni-
zieren. Wir müssen erst mal unsere Probleme lösen.« Die
klassischen Ansätze der inspirierenden Führung werden in
Zeiten, in denen Unternehmen offensichtlich mit einer Be-
drohung kämpfen, nur begrenzt einsatzfähig sein und gar
Zynismus hervorrufen. 
Diese Ansätze einer primär zukunfts- und erfolgsorientierten
Führungsind in einer Unternehmens- oder gesamtwirtschaft-
lichen Krise wenig zielführend, da eine positive Zukunftsvi-
sion beispielsweise durch Wachstum, die Erschließung neu-
er Märkte oder Innovationen unrealistisch erscheint und nicht
die zentralen Fragen des Unternehmens und der Mitarbei-
ter adressiert. 
Sinnmanagement wird in schwierigen Zeiten, wenn die Un-
sicherheit erhöht ist, jedoch nicht weniger wichtig – im Ge-
genteil, es ist tendenziell noch wichtiger. Allerdings können
sich Führungskräfte nicht auf eine einseitig positive Betrach-
tung mit Fokus auf eine begeisternde Vision beschränken.
Vielmehr geht es darum, dass sie zusätzlich eine problem-
orientierte Führung praktizieren. Hierzu zeigen aktuelle For-
schungsbefunde (vgl. Bruch, Boal und Lane 2007), dass
es entscheidend ist, dass Führungskräfte in Zeiten einer Kri-
se auch ein angepasstes Sinnmanagement betreiben, und
zwar eines, das mögliche Bedrohungen, Probleme oder Ver-
luste darstellt, die Bedeutung interpretiert und dazu moti-
viert, mögliche Verluste gemeinsam abzuwenden. 
Die motivierende Wirkung der problemorientierten Führung
lässt sich mit Hilfe der Theorie des regulatorischen Fokus
von Higgins (vgl. Higgins 1997; 1998) erklären. Sie besagt,
dass menschliches Verhalten durch zwei verschiedene
selbstregulative Systeme (Foki) gesteuert wird: (1.) Promo-
tionsfokus genannt, wird die Ausrichtung auf Erfolg, d.h. der
Versuch positive Ergebnisse zu erzielen und (2.) Präventi-
onsfokus genannt, die Vermeidung von Misserfolg bzw. der
Wunsch, unerwünschte Ergebnisse und Verluste zu vermei-
den. In Zeiten von Krisen sollten Führungskräfte den Prä-
ventionsfokus ansprechen, konstatieren Bruch und Kolle-
gen (vgl. Bruch, Boal und Lane 2007) und entwickeln hier-
für den Ansatz der problemorientierten Führung, welche
die folgenden Führungsaktivitäten beinhaltet:
(1.) Eingrenzung und Kommunikation der negativen Heraus-
forderung (2.) Stärkung des Selbstvertrauens und der Zu-
versicht (3.) Verdeutlichung der Fortschritte bei der Krisen-
bewältigung.
Eingrenzung und Kommunikation der negativen
Herausforderung (Bedrohung)
Der erste, entscheidende Faktor für den Einsatz der pro-
blemorientierten Führung ist Klarheit und Offenheit in der
Kommunikation der Problemsituation. Die entsprechende
Führungsaufgabe besteht darin, eine möglichst eindeuti-
ge und klare Beschreibung der aktuellen krisenhaften Si-
tuation zu liefern, die Gründe der Entstehung der Krise auf-
zuzeigen und vor allem zu verdeutlichen, dass das Pro-
blem bekämpft werden muss. Dieser erste Schritt ist von
höchster Bedeutung: Eine möglichst authentische, vertrau-
enswürdige und realistische Beschreibung des Problems
ist unumgänglich. Der Ernst der Lage muss für jeden Mit-
arbeiter spürbar werden, ebenso wie die möglichen ne-
gativen Folgen. Als Konsequenz muss für die Mitarbeiter
erkennbar werden, dass die Notwendigkeit des soforti-
gen Handelns geboten ist. Eine präzise Erklärung, was
zur aktuellen Krise geführt hat, beugt einem Gefühl des
Kontrollverlusts bei den Mitarbeitern vor. In dem Augen-
blick, in dem die Mitarbeiter begreifen, dass es beeinfluss-
bare Prozesse waren, die die Krise verursacht haben, be-
steht für sie die Möglichkeit und Aussicht, die Krise, durch
gezieltes Handeln, zu überwinden.
Stärkung der Selbstvertrauens (Erfolgsglaube)
Eine weitere wichtige Führungsaufgabe besteht darin, den
Mitarbeitern die Angst zu nehmen, dass die Krise des Un-
ternehmens übermächtig, nicht beeinflussbar und unab-
wendbar ist. Daher sollten Führungskräfte gezielt die Zu-
versicht der Mitarbeiter fördern, dass sie fähig sind, die Kri-
se zu bewältigen und man das Problem gemeinsam erfolg-
reich lösen wird. Führungskräfte können dies auf drei We-
gen tun: Erstens die Stärken des Unternehmens gezielt un-
terstreichen (beispielsweise vergangene Erfolge, das Wis-
sen und das Können der Mitarbeiter, finanziellen Ressour-
cen und die Stärke der Kundenbeziehungen ). Zweitens den
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eigenen Erfolgsglauben und die eigene Zuversicht beto-
nen, dass die Krise bewältigt werden kann. Und drittens den
Mitarbeitern aufzeigen, wie sie selbst dazu beitragen kön-
nen, die Krise zu überwinden. 
Verdeutlichung von Fortschritten bei der 
Krisenbewältigung
Zum einen ist es bedeutsam, die Mitarbeiter fortwährend
darüber zu informieren, wo im Krisenbewältigungsprozess
man sich genau befindet, dies verhindert ein Rückgang des
Engagements und den Verlust des Dringlichkeitsgefühls.
Zum zweiten geht es um die Bestätigung der Mitarbeiter,
dass sie sich auf dem richtigen Weg zur Krisenbewältigung
befinden, was dazu beiträgt, den Erfolgsglauben aufrecht
zu erhalten. Kurzfristige Erfolge darzustellen und diese zu
auch feiern, ist hierbei von grosser Bedeutung.
In Zeiten von Bedrohungen und Krisen wird durch den An-
satz der problemorientierten Führung eine erfolgreiche und
zielführende Führung möglich. Der Schlüssel hierfür liegt in
einem Sinnmanagement, das die gemeinsame Lösung ei-
nes relevanten Problems ins Zentrum stellt. Durch den Ein-
satz der problemorientierten Führung kann das Engagement
der Mitarbeiter, auch oder gerade in Krisenzeiten, gesteigert
werden. Auch in Nicht-Krisenzeiten kann eine problemori-
entierte Führung sehr wirkungsvoll sein; hier liegt die Her-
ausforderung darin, glaubwürdig mögliche Herausforderun-
gen zu kommunizieren. Anstelle einer möglichen Insolvenz
oder Krise können Führungskräfte andere mögliche Nega-
tiventwicklungen fokussieren, wie z.B. starke Wettbewer-
ber, Markteinbrüche, Verlust von Schlüsselkunden etc. Es
ist dann jedoch entscheidend, dass Führungskräfte die pro-
blemorientierte Führung sinnvoll mit der inspirierenden Füh-
rung kombinieren, d.h. die gemeinsame Problembewälti-
gung mit einer Erreichung einer gemeinsamen Vision ver-
binden. 
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